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Editorial

Gesundheitsmanagement in der hamburgischen Verwaltung

Liebe Leserinnen und Leser,

der o6ffentliche Dienst - und damit auch die Ver-
waltung der Freien und Hansestadt Hamburg - be-
findet sich auf Grund von Konsolidierungserfordern-
issen, bevorstehenden Altersabgéangen, aber auch
wegen der bevorstehenden demografischen Ent-
wicklung in einem Wandlungsprozess. Um den
hiermit verbundenen Innovationsprozess bewaltigen
zu kénnen, bendtigen wir hochqualifiziertes und fle-
xibles Personal. Wir werden in Zukunft verstarkt mit
anderen Verwaltungen und privaten Unternehmen
auf dem Arbeitsmarkt in einen Wettbewerb treten und
hierin nur bestehen kénnen, wenn wir
in der Offentlichkeit auch das Image ei-
nes attraktiven, vielseitigen und flrsorg-
lichen Arbeitgebers und Dienstherrn
haben.

Nun steht uns eine groB3e Palette an
Instrumenten zur Erreichung dieser
Ziele zur Verfligung; seien es
personalwirtschaftliche, -rechtliche
oder -entwicklerische Handlungsan-
satze. Die Qualitét, die Produktivitat,
die Leistungsbereitschaft und damit
unsere Attraktivitat als Arbeitgeber
h&ngen aber besonders stark mit dem
Wohlbefinden und dem Gesundheits-
status unserer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zusammen - wobei unter
Gesundheit weit mehr zu verstehen ist
als die Abwesenheit von Beschwerden und Schmer-
zen. Es ist daher erforderlich, ein Instrumentarium
zur Gesundheitsférderung starker zu verankern.

Wenn wir die Gesundheit unserer Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter férdern, verbinden wir deren Vor-
stellungen von einer gesunden Arbeitsumgebung
mit unserer eigenen Aufgabe als Fuhrungskraft:
Gesundheitsmanagement ist Fihrungsaufgabe. Es
liegt auf der Hand, dass qualifizierte und motivierte
Beschéftigte, die sich wohl- und gesund fuhlen, qua-
litativ hochwertige Arbeit leisten. Aber Gesundheits-
férderung zahlt sich noch weiter aus. Zu denken ist
auch an Optimierungen durch eine Reduzierung von
krankheitsbedingten Fehlzeiten und Fluktuation.
Und nicht zuletzt tragt all dieses mit zur Position-
ierung eines guten Images als ,Arbeitgeber und
Dienstherr Freie und Hansestadt Hamburg® bei: Eine
Verwaltung, die sich verstarkt fir das Wohlbefinden
ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einsetzt, ge-
nieBt mehr Ansehen als eine eindimensional auf die
Aufgabenerfillung ausgerichtete Organisations-
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einheit. Wir haben uns daher entschieden, das The-
ma Gesundheitsférderung gemeinsam mit den Be-
hérden und Amtern in einem ibergreifenden Ansatz
konzeptionell aufzuarbeiten. Es ist unser Ziel, eine
Vernetzung der vielfaltigen dezentralen Kompeten-
zen und Ressourcen herbeizufiihren, mit der Uber-
zeugung, dass eine Integration der verschiedenen
bestehenden Systeme zur Gesundheitsférderung
Synergieeffekte freisetzt und neue Ideen auslést.
Dabei konnten wir auf eine wichtige Vorleistung set-
zen: Hamburg hat gegentber anderen Bundeslan-
dern den groBen Vorteil, dass die Datenaufbereitung
durch das zentrale PersonalControlling bereits weit
fortgeschritten ist (siehe Seite 3) und
auch im dezentralen Berichtswesen
professionelle Einheiten ihre Arbeit
aufgenommen haben. Im Ergebnis
kénnen wir daher durch detaillierte Er-
hebungen der Fehlzeiten zielgerichtet
handeln und Erfolgskontrollen vorneh-
men.

In dieser Ausgabe von blickpunkt
personal stellen wir das gemeinsam
mit den Behérden und Amtern erarbei-
tete Konzept zur Gesundheits-
férderung neben die vielen dezentra-
len Ansétze in der hamburgischen
Verwaltung sowie neben aktuelle Bei-
trdge aus der Forschung und von an-
deren Akteuren im Gesundheits-
bereich. Dieses breite Spektrum zeigt
auf, in welchem Kontext wir uns mit unserem
integrativen konzeptionellen Ansatz bewegen. Wir
hoffen, Ihnen damit Anregungen fur weitere kreati-
ve ldeen und innovative Vorschldge anzubieten,
damit wir auch weiterhin gemeinsam den anstehen-
den Veranderungsprozess in der Verwaltung gestal-
ten kénnen.
lhr

Dr. Volker Bonorden
Leiter des Personalamtes
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Aus dem Personalamt

Zwischenbericht zu Abwesenheiten in der hamburgischen Verwaltung im

Zeitraum vom 1.1.2001 bis 30.9.2001

Vorbemerkungen zur Methodik
Wie bereits im Bericht ,Abwesenheiten in der
hamburgischen Verwaltung auf Grund von Krank-

Wolfgang Crinius, Dr. Sabine Frisk, Personalamt

Freien und Hansestadt Hamburg mit Bezahlung (be-
fristet und unbefristet). Nicht dazu gehéren Auszu-
bildende, Anwarterinnen und Anwarter, Referendar-

heit, Kuren und Mutterschutz im Berichts-
jahr 1999/2000“ und im Personalbericht
2001 angekundigt und umgesetzt, hat
zum 1.1.2000 ein Wechsel in der Metho-
de der Erhebung der Abwesenheitszeiten
stattgefunden. Die bis zum Méarz 2000
durchgeflhrte stichtagsbezogene Erhe-
bung von Abwesenheitszeiten auf Grund
von Krankheit, Kuren und Mutterschutz-
fristen durch das Statistische Landesamt
ist abgeldst worden durch eine Voller-
hebung von Fehlzeiten auf Grund von
Krankheit, Kuren und Arbeitsunféllen aus
dem Personalabrechnungs- und
Verwaltungssystem PAISY heraus. Voller-
hebung bedeutet in diesem Zusammen-
hang, dass alle Fehlzeiten (neben den
Haufigkeiten auch ihre Dauer und der
damit verbundene Ausfall bezahlter Ar-
beitszeit), die im Berichtszeitraum lagen,
erfasst und ausgewertet werden. Die
Pflege und Eingabe der Daten ist seit dem
1.1.2000 Aufgabe der einzelnen Behor-
den und Amter. Grundlage fiir die

Fehlizeitenbericht ist Voraussetzung fiir betriebliche
Gesundheitsférderung

Ein differenzierter Fehlzeitenbericht ist eine wesentliche Voraus-
setzung flir das Controlling betrieblicher Gesundheitsférderung.
Die Fehlzeitenquote allein ist als Indikator fiir eine Erfolgskontrolle
betrieblicher Gesundheitsférderung allerdings nur bedingt geeig-
net, denn erst durch die Verkntipfung mit nicht-finanziellen Kenn-
zahlen (z.B. Faktoren wie Kunden- und Mitarbeiterzufriedenheit)
werden die komplexen Prozesse, die durch betriebliche
Gesundheitsférderung initiiert und gesteuert werden, evaluierbar.
Eine klassische Korrelation ist z.B. die Anzahl der
Kurzfristabwesenheiten (1-3 Tage) und die Mitarbeiterzufriedenheit.
Untersuchungen zeigen, dass in Bereichen mit einer hohen An-
zahl an kurzfristigen krankheitsbedingten Fehlzeiten oft auch die
Mitarbeiterzufriedenheit deutlich geringer ist und umgekehrt. Um
Fehlzeitendaten aussagekréftig und unterstiitzend aufzubereiten,
arbeiten zentrales PersonalControlling und die tiberbehérdliche be-
triebliche Gesundheitsférderung in der Weiterentwicklung des
Berichtswesens eng zusammen. AuBerdem unterstttzt das zentra-
le PersonalControlling den Aufbau des dezentralen Berichtswesens
auch im Hinblick auf das betriebliche Gesundheitsmanagement in

Veranderbarkeit des Krankenstandes ist,

den Fachbehérden und Amtern.

dass betrieblich beeinflussbare Faktoren
identifiziert werden kénnen. Dazu dient
z.B. die Analyse betrieblicher Risikogruppen (abge-
leitet aus den besonderen Merkmalen des Arbeits-
umfeldes). Der Einstieg Uber die Auswertung der
Berufskategorien muss in einem spéateren Schritt
noch weiter differenziert werden und sich auf einzel-
ne Tatigkeitsschwerpunkte konzentrieren, um z.B.
Gefahrdungsgruppen bilden zu kénnen. Im Gegen-
zug mussen betrieblich nicht dispositive
Bestimmungsfaktoren fir Vergleichszwecke verein-
heitlicht werden. Dazu gehd6rt insbesondere die Alters-
struktur. Das Berichtsinstrumentarium soll deshalb in
diese Richtung schrittweise ausgebaut werden.

Die Auswertungen beziehen sich auf den
Personalkérper des sogenannten statistischen
Personalbestandes (P_stat). Dieses Aggregat um-
fasst alle aktiven Beschaftigungsverhéltnisse der
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innen und Referendare, Praktikantinnen und
Praktikanten mit Ausbildungsvergitung, geringftigig
Beschéttigten und sonstige budgetrelevante Beschaf-
tigte. Die Eingrenzung auf den statistischen Personal-
bestand wurde gewahlt, da sich das Auswertungs-
interesse vordringlich insbesondere auf die bezahl-
ten (und damit budgetrelevanten) Fehlzeiten rich-
tet. Durch diese Abgrenzung sind insbesondere’ Be-
schaftigte ausgeschlossen, die auf Grund einer lan-
geren Erkrankung keine Krankenbeztige mehr er-
halten. Um auch fur diesen Personenkreis (z.B.
Langzeiterkrankte im Tarifbereich) Aussagen Uber
die Fehlzeiten und den damit verbundenen Ausfall
an Arbeitskapazitat machen zu kénnen, wurden flir
diese Personengruppe gesonderte Auswertungen
im Rahmen dieses Berichtes erstellt.



Ermittlung der Fehlzeitenquote

Fehlzeiten werden gemaB der Definition im
Personalwirtschaftlichen Kennzahlenbuch (Senat
der Freien und Hansestadt Hamburg, Personalamt:
Leitfaden personalwirtschaftlicher Kennzahlen und
Methoden — Kennzahlenbuch) wie folgt abgegrenzt:

Fehlzeiten beinhalten alle bezahlten Arbeitstage,
in denen der Arbeitnehmer seinen Verpflichtungen
am Arbeitsplatz aus den folgenden persénlichen
Grinden nicht nachkommen kann: Krankheit, Un-
fall oder Kur.

Mutterschutz (0,3 % in der bisherigen stichtags-
bezogenen Auswertung) und Wehrtibung (ebenfalls
bezahlte Abwesenheitszeiten) bleiben bei dieser Art
der Betrachtung auB3en vor, da sie nicht zu den
krankheitsbedingten Fehlzeiten zahlen. Daraus wird
die Summe der krankheitsbedingten Fehlzeiten auf
Basis einer Vollkraftverrechnung gebildet. Um den
Ausfall von Arbeitstagen in den einzelnen
Organisationseinheiten vergleichen zu kénnen, wer-
den die Ausfalltage auf Grund von Krankheit, Kur
oder Unfall in Bezug zu einer Sollarbeitszeit? gesetzt.
Die daraus ermittelte Fehlzeitenquote bildet die
Grundlage fiir einen ersten internen Vergleich3.

Die Sollarbeitszeit wird errechnet, indem die
Normalarbeitstage pro Jahr (d.h. die Arbeitstage
ohne Wochenenden und Feiertage) multipliziert
werden mit der Summe der Vollzeitarbeitskrafte (Um-
rechnung von Teilzeitarbeitsverhéltnissen in Voll-
zeitarbeitsverhaltnisse). BezugsgroBe ist der statis-
tische Personalbestand am 1.1. des Berichts-
zeitraums. Fur die Lehrer an staatlichen Schulen
wird, wie in der Vergangenheit auch, ein eigener
Fehlzeitenbericht erstellt. Der Hintergrund ist der,
dass fur diesen Personenkreis eine andere Soll-
arbeitszeit zugrunde gelegt werden muss, bei der
die Ferienzeiten nicht berlicksichtigt werden. Zudem
wird bei den Lehrkréaften an staatlichen Schulen der
Berichtszeitraum auf das Schuljahr (1.8. des Vorjah-
res —31.7. des betrachteten Jahres) bezogen.

Die geschilderten Verdanderungen in der Metho-
dik der Fehlzeitenerhebung haben zur Folge, dass
ein Vergleich Uber mehrere Jahre mit den Berich-
ten, die noch auf Basis der Stichtagserhebung des
Statistischen Landesamtes erstellt worden sind,
nicht moglich ist.

Ergebnisse des Zeitraumes 1.1. bis 30.9.2001
Krankheitsbedingte Fehlzeitenquoten

Krankheitsbedingte Fehlzeitenquoten im Zeitraum 1.1.2001 bis 30.9.2001
Durchschnitt der Einzelpléane Durchschitt der Hamburgischen Verw altung
8,0 / i
71 3 7,2 7.2 71 :
= | - ] — 8
g 7,0 6,7 580
2 o 6,4 6,4 1> 6,3
2 6,2 — 6,1 1 —
& 1 58 —
= 60+ - ———4 -+ <11 Fse-|F1t-——---- R o [ [ S ) R ) () [N )
<] — )
& " 53 1
c 5,2 _ 51 1
& M 48 48 ’ 1
3 %0145 - &7 !
3 u I
S
3 4,0 1 :
B3 3,5
£ !
o 1
o 30H |- FA [-[ FAF- [-f A |- F4 - T i e B S B O I S B S -
2 1
‘@
2 1
< 2,0 4 1
2 1
3
s ]
g 10H |- F4 |-l F4 L 1-1 FH |- FA F- - Tttt -
7]
3 1
0,0 T T T T T T T T T : T
@ > D ¢ A RD @ @ & O O
q&@é\@ N {\0@ 6\‘}@ ) &Oo Q'bo{\ {009 v\;o@@ é\@‘ Q\'b@\ Qo&b@ Q’vc? é<<3’ @b @be &@6 <i°"b v\.\o@e’ 04,6‘ @Q\ %\g\ \@(@
AN SN, ol RN S S SRS SN S S, AR - S S )
£ L F S Y PR F @ E S O I I RN
Q;\\&QQ) \ge' Q{bé\ & Q\'b@ X X R2 S‘f}\ Q’\o‘(‘ @oé\ ‘Jr\& & c}\,b'(\ @Q’K 0@@ p \ole Q\(}’b g\'bé\ (\'Z’é\ ({\o\\
> & kY U
N e X L& Q& Q @
# ° ? & & N & $ &Y
& P
&S &
N
Einzelpédne bzw. Einrichtungen bzw. Landesbetriebe

blickpunkt personal 2/2002



Alle Ergebnisse werden in der bis zum 31.12.2001
gultigen Organisationsstruktur dargestellt.

Die Fehlzeitenquote fur die Beschaftigten des sta-
tistischen Personalbestandes betrug fur die Einzel-
pléane insgesamt 6,5%, fiir die Einrichtungen nach
§15 LHO 3,5% und fir die Landesbetriebe nach
§26 LHO 6,3% . Die Streuung der Werte war dabei
erheblich: Die héchsten Krankenstande gab es mit
7,3% im Bezirksamt Hamburg Nord sowie mit jeweils
7,2% in der Behorde fir Arbeit, Gesundheit und
Soziales und der Justizbehérde. Die niedrigsten

Einzelpléne insgesamt

Emannl. Oweibl. Cges

8,1%

8,3%

6,5%

Beamte u. Beamtinnen Angestellte

Arbeiter u. Arbeiterinnen Beschaftigte gesamt

Landesbetriebe nach § 26 LHO

mannl. eibl. jes
14.0% L} Oweit ag

12,6%

12,0%

10,0% 9.6%

saw O 60%

Beamte u. Beamtinnen Angestelite Arbeiter u. Arbeiterinnen Beschaftigte gesamt

Krankenstande waren mit 3,5% in den Einrichtun-
gen nach §15 LHO zu verzeichnen, gefolgt von Bur-
gerschaft und Rechnungshof mit 4,5% und der
Stadtentwicklungsbehoérde mit 4,7% .

Zu den Einrichtungen nach §15 LHO gehéren
auch die staatlichen Hochschulen in Hamburg. Fir
den dort beschéaftigten Personenkreis der Hoch-
schullehrer gelten die Ublichen Vorgaben bezuglich
der Sollarbeitszeit nicht, da es in der Regel keine
regelmaBige Anwesenheitspflicht gibt. Aus diesem
Grund werden die Krankheitszeiten fur diesen
Personenkreis tendenziell zu niedrig ausgewiesen.
Das ist bei der Interpretation der Fehlzeitenquote
der §15 LHO-Betriebe zu beachten.

Differenziert nach Statusgruppen und organisa-
torischen Bereichen ergab sich folgendes Bild: Be-
amte und Beamtinnen in den Einzelplanen hatten
eine Fehlzeitenquote von 6,4%, Angestellte 6,4%
und Arbeiter und Arbeiterinnen 8,1% . Die Fehlzeiten-
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Einrichtungen nach § 15 LHO

mannl. weibl. es
12,0% ] o [mfel

10,6%
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8,0% 7.5%
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Beamte u. Beamtinnen Angestelite

Arbeiter u. Arbeiterinnen Beschaftigte gesamt

quoten im Arbeiterbereich in den Einzelplanen lie-
gen im Mittel um 1 "2 Prozentpunkte hdher als bei
den Beamten und Angestellten. In den Einrichtun-
gen nach §15 LHO und den Landesbetrieben sind
die Differenzen noch weitaus groéBer. Da es sich hier
im Hinblick auf GroBe, Alters- und Berufsstruktur um
sehr unterschiedlich zusammengesetzte Personal-
korper handelt, wird noch einmal auf das Erforder-
nis einer Standardisierung hingewiesen, um eine
bessere Basis fur einen Vergleich herstellen zu kdn-
nen.

Berufskategorien

Die Analyse der Fehlzeiten nach Berufskategorien
(bezogen auf den ausgeubten Beruf) hat zum Ziel,
ahnliche Risikogruppen fur einen sinnvollen Ver-
gleich zu identifizieren. Die Fehlzeitenquoten der
verschiedenen Berufsgruppen weichen stark
voneinander ab. So fallen einige Berufsgruppen mit
besonders hohen Fehlzeiten auf. Zum Vergleich: Die
durchschnittliche krankheitsbedingte Fehlzeiten-
quote aller Beschaftigten in den Einzelplanen lag
im Berichtszeitraum bei 6,5% . Uberdurchschnittlich
hohe Fehlzeitenquoten sind beim Vollstreckungs-/
Vollzugspersonal (10%) zu beobachten sowie bei
den folgenden Berufsgruppen: Stenotypisten/
Schreibpersonal (8,4%), Raum-, Hausrat-
reinigungskrafte (8,5%), Berufsfeuerwehrleute
(8,7%), )Gartner/innen und Gartenarbeiter/innen
(8,3%).

Die Einrichtungen nach §15 LHO und die Landes-
betriebe hatten demgegenuber eine durchschnittli-
che krankheitsbezogene Fehlzeitenquote von 2,6% .

Besonders niedrig sind die Fehlzeitenquoten im
wissenschaftlichen Bereich (zum Beispiel bei Arz-
ten und Arztinnen (%), Geistes- und naturwissen-
schaftlichen Berufen (3,6%), Richtern und Staats-
anwalten (2,1%), sonstigen Lehrkraften (nicht an
staatlichen Schulen beschaftigt) (2,9% ) sowie Archi-
tekten/Bauingenieure/innen (4,3%)). Diese Ergeb-
nisse decken sich mit branchenbezogenen Auswer-
tungen der Betriebskrankenkassen. Danach haben
Beschaftigte, die unter belastenden Bedingungen
wie Schichtarbeit, kdrperlichen Belastungen und Arbeit
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Gértner/innen, Gartenarbeiter/innen

Fehlzeitenquoten nach Berufskategorien
Fehlzeitenquote (v.H.)
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Arzte/Arztinnen
Berufsfeuerwehrleute
Bibliothekskrafte, Museumsfachleute

Brofachkrafte
Datenverarbeitungsfachleute

Geistes- und naturwissenschaftliche Berufe
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L
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Richter/innem, Staatsanwélte/innen
Sozialameiter/innen, Sozialpfleger/innen

Stenotypistenvinnen, Schreibpersonal

Steuerfachpersonal

tbrige Dienstleistungsberufe

Vollstreckungs+Vollzugspersonal

i

im Freien arbeiten, mehr Arbeitsunfahigkeitstage als an-
dere Beschéftigte. Unterdurchschnittliche Fehlzeiten
wiesen danach ebenfalls Ingenieure und andere wis-
senschaftliche Berufe auf (vgl. obige Grafik). Interes-
sant ist die Feststellung, dass die Fehlzeitenquoten in
der gleichen Berufskategorie in verschiedenen Behdr-
den stark voneinander abweichen. Das bedeutet, dass
noch weitere Faktoren den Krankenstand beeinflussen.
Diese zu identifizieren und ggf. Vorschlage zu ihrer
Beeinflussbarkeit zu machen, muss Aufgabe weiterge-
hender Analysen sein.

Auswertungen hinsichtlich der Krankheitsdauer
Betrachtet man die Haufigkeit von Erkrankungen nach
der Krankheitsdauer, so wird deutlich, dass der tUber-
wiegende Teil der Erkrankungen nur 1-3 Tage dauert.
Diese Kurzzeiterkrankungen machen mit 65,7% rund
zwei Drittel aller Erkrankungen aus. Krankheiten mit ei-
ner Dauer bis zu 10 Tagen haben einen Anteil von 22,8% ,
die Erkrankungen zwischen 11 bis 20 Tagen einen An-
teil von 6,5% und Erkrankungen zwischen 21 und 30
Tagen einen Anteil von 2,1% . Auf Langzeiterkrankungen
von mehr als 30 Tagen entfallen mit 2443 Fallen noch
2,%% der Erkrankungen. Aufgrund der Definition der
Fehlzeitenquote werden allerdings nur bezahlte

krankheitsbedingte Fehlzeiten ausgewertet. Daher sind
hier Uberwiegend Langzeiterkrankungen von Beamten
(Uber 30 Tage) enthalten; die der Arbeiter/innen und
Angestellten, deren Entgeltfortzahlung bzw.,
Krankengeldzuschuss auf Grund der Krankheitsdauer
geendet hat, jedoch nicht. Sie werden in den Abschnitt
Uber Langfristerkrankungen mit einbezogen.

Hamb. Verwaltung

‘ m1bis 3TAGE m4bis 1T0TAGE [11bis 20 TAGE [@21bis 30 TAGE ~mmehr als 30 TAGE

Unbezahlte Fehlzeiten und Langzeiterkrankungen

Die bisherigen Auswertungen bezogen sich auf die
bezahlten Fehlzeiten auf Basis einer Vollzeit-
verrechnung. Im folgenden werden diese Auswertun-
gen ergénzt um eine Analyse der unbezahlten Fehl-
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zeiten und der Langzeiterkrankungen. Auch durch die
unbezahlten Fehlzeiten wird ein nicht unwesentlicher
Kapazitatsausfall verursacht. Eine Analyse der verfug-
baren Arbeitskapazitat kann sich daher nicht nur auf
die budgetrelevanten Fehlzeiten konzentrieren. Im Hin-
blick auf eine fundierte Personalplanung sind auch
Analysen der unbezahlten Fehlzeiten durchzuflhren,
da personelle ErsatzmaBnahmen oft nicht méglich
sind. Zur Ermittlung der unbezahlten Fehlzeiten wur-
den gesonderte Auswertungen flr die Beschaftigten
durchgefuhrt, die keine Krankenbezige mehr erhal-
ten. Beschéftigte, die keine Krankenbeziige mehr er-
halten, sind diejenigen Beschéftigten, die auf Grund
der gesetzlichen bzw. tarifvertraglichen Regelungen
keine Lohnfortzahlung mehr erhalten (Arbeiter und An-
gestellte). In der Mehrzahl der Falle handelt es sich
dabei um Beschéftigte, die fur langere Zeit erkrankt
sind. Aufgrund der fehlenden Gehaltszahlungen kann
fir diesen Personenkreis keine Vollkraftberechnung
durchgefuhrt werden. Die nachfolgenden Ergebnisse
sind daher Kopfzahlen ohne Vollzeitverrechnung.

Durch die Beschétftigten ohne Krankenbezlige in der
gesamten hamburgischen Verwaltung wurden in den
ersten 9 Monaten des Jahres 2001 insgesamt 72.648
unbezahlte Fehltage verursacht. Daraus errechnete
sich folgende Fehlzeitenquoten: alle Einzelplane: 0,8%,
Einrichtungen nach §15 LHO: 0,5%, Landesbetriebe
nach §26 LHO: 1,4%

Fur die Analyse der Langzeiterkrankungen wurden
in den nachfolgenden Auswertungen alle Krankheits-
falle (mit und ohne Krankenbezlige) betrachtet. Als

Langzeiterkrankung wurden alle Erkrankungen mit ei-
ner Dauer von mehr als 30 Arbeitstagen definiert.
Dadurch konnten auch Langzeiterkrankte mit BezU-
gen berucksichtigt werden. Die nachfolgende Abbil-
dung zeigt, dass im Durchschnitt der Hamburger Ver-
waltung 43,6% der Fehltage durch Langzeiterkrankte
verursacht wurden. Die Zuordnung der Fehltage der
Langzeiterkrankten zu verschiedenen Altersgruppen
belegt einen Zusammenhang zwischen dem Lebens-
alter und der Anzahl/Summe der Fehltage: Dabei er-
gab sich der nachfolgend aufgeflihrte Zusammen-

hang:
Altersgruppe Anteil an allen Fehltagen
Bis 29 Jahre 1,7%
30-39Jahre  16,9%
40-49 Jahre  28,5%
50-59 Jahre  41,5%
Ab 60 Jahre 11,4%

Vgl. Kennzahlenbuch A-01

Definition vgl. S. 2

Dabei sind indes Effekte, die sich aus der unterschiedli-
chen Zusammensetzung der Personalkérper in den einzel-
nen Behorden ergeben, und die nicht betrieblich steuerbar
sind, zu berucksichtigen. So hat beispielsweise die Alters-
struktur auch Auswirkungen auf die Héhe der Ausfallzeiten.
Um diese Effekte eliminieren zu kénnen, sollte eine Alters-
standardisierung durchgeflhrt, also fur die jeweils zu ver-
gleichenden Gruppen rechnerisch eine identische Alters-
struktur zugrunde gelegt werden. Dieses Verfahren soll kiinf-
tig auch auf die Fehlzeitenerhebung angewandt werden.
Nachfolgend sind Lehrer an staatlichen Schulen nicht be-

N

inhaltet.
Anteil der Langfristerkrankten an den krankheitsbedingten Fehltagen insgesamt
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Schwerpunkithema: Betriebliche Gesundheitsféorderung

Betriebliche Gesundheitsforderung in der hamburgischen Verwaltung

Ein konzeptioneller Ansatiz fiir die Integration der
betrieblichen Gesundheitsférderung in das
Personalmanagement

Die hamburgische Verwaltung ist ein ,groBes Un-
ternehmen*® mit vielfaltigen Aufgabenstellungen und
Organisationsformen, im Kern dreht sich in der Ver-
waltung jedoch letztlich alles um Dienstleistungen
fur die Burgerinnen und Burger. Sein Kerngeschéft
zu erbringen bedeutet fir ein Unternehmen immer,
dass seine wichtigste Ressource sein Personal ist.
Wie Beschaftigte gefuhrt, motiviert und qualifiziert
sind, hat maBgeblichen Einfluss auf ihre Gesund-
heit und ihr Wohlbefinden, damit auf ihre Leistungs-
fahigkeit und —bereitschaft und folglich auf die Qua-
litdt der angebotenen Produkte.

Viele Behdrden und Amter handeln deshalb seit
einigen Jahren auf dem Feld betrieblicher
Gesundheitsférderung (siehe dazu auch die Artikel
zum Schwerpunktthema in dieser Ausgabe). Sie
haben erkannt, dass vor allem vor dem Hintergrund
der besonderen Personalstruktur des o&ffentlichen
Dienstes und der zunehmenden Arbeitsverdichtung
flexible und gesunde Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter unabdingbar sind. Die Vielzahl der fachlichen und
organisationalen Kompetenzen und Ressourcen
sind allerdings bisher weder auf tberbehérdlicher
noch auf behdrdlicher Ebenen optimal vernetzt.

Ausgehend vom Senatsauftrag zur ganzheitlichen
Ausrichtung aller Felder des Personalmanagements
[s. Senatsdrucksache 2000/0754 Personal-
management aus einem Guss] wurde deshalb ein
Konzept zur Integration der betrieblichen
Gesundheitsférderung in das Personalmanagement
entwickelt.

Um eine moglichst breite Akzeptanz bereits in der
Anfangsphase zu gewahrleisten, wurde eine Uber-
behordliche Arbeitsgruppe unter Federfuhrung des
Personalamtes eingesetzt, die das Konzept gemein-
sam erarbeitete. Mitglieder dieser AG waren Expert-
innen und Experten aus dem Bereich Personal-
entwicklung, betrieblicher Gesundheitsférderung
und Suchtberatung und Verwaltungsleiter aus ver-
schiedenen Fachbehérden und Amtern. Die inter-
disziplindre und interhierarchische Zusammenset-
zung stellte sicher, dass die unterschiedlichen Per-
spektiven auf und Anforderungen an betriebliche
Gesundheitsférderung einbezogen werden konnten.

Stefanie Keller, Personalamt

Das Konzept wendet sich vorrangig an die fur die
Gestaltung des Personalmanagements Verantwort-
lichen sowie die im Bereich betrieblicher
Gesundheitsférderung/Suchtberatung Tatigen und
soll den konzeptionellen Rahmen und Ansétze zur
Steuerung von MaBnahmen aufzeigen, die inner-
und uberbehdrdlich koordiniert und in das gesam-
te Personalmanagement integriert werden kdnnen.

Was leistet dieses Konzept?

- Auf der Basis des rechtlichen Handlungs-
rahmens und sonstiger normativer/ programma-
tischer Zielsetzungen wird in diesem Konzept
fur den hamburgischen 6ffentlichen Dienst ein
gemeinsames Verstandnis von Gesundheits-
forderung entwickelt, das die beiden
Diskussionspole ,Fehlzeitenmanagement“ und
,Fuhrungs- respektive Selbstverantwortung”
konsequent miteinander verbindet.

- Es betont die strategische Dimension der be-
trieblichen Gesundheitsférderung als Teil eines
umfassenden, ganzheitlichen Personal-
managements und verankert die Verantwortung
fur die Gesundheitsférderung im (Personal-)Ma-
nagement der Behérden und Amter einerseits
und im Personalamt andererseits.

- Esstellt die verschiedenen Ziel- und Handlungs-
ebenen der betrieblichen Gesundheitsférderung
dar und zeigt die strategischen Handlungs-
notwendigkeiten genau so auf wie praxis-
orientierte Handlungsansétze und Instrumente.

- Auch die Trager der betrieblichen Gesundheits-
férderung werden ausfihrlich behandelt. Dem
Ist-Bild wird das Soll-Bild eines ,Kompetenz-
modells® gegenulber gestellt, das auf Nutzung
und Vernetzung der vorhanden Ressourcen
setzt.

- Die strategische Absicherung der betrieblichen
Gesundheitsférderung soll Gber die Einrichtung
eines Strategie- und Expertenkreises erfolgen.
Uber eine Reihe von konkreten Projektvor-
schlagen und Ideen fur gemeinsame Aktivitaten
wird versucht, eine Ubersetzung dieses Konzep-
tes in die betriebliche Praxis der hamburgischen
Verwaltung zu leisten.
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Warum brauchen wir als hamburgische Verwal-
tung eine im Management verankerte und syste-
matische betriebliche Gesundheitsférderung?
Aus der betrieblichen Perspektive geht es sowohl
darum, krankheitsbedingte Kosten und Ausfallzeiten
zu minimieren (,Schadensbegrenzung®), als auch
darum, den Erfolg des Verwaltungshandelns mithil-
fe so genannter ,weicher* Standortfaktoren zu si-
chern oder auch zu erhéhen (,Potenzialer-
schlieBung®). Zwischen Arbeitsanforderungen und
-bedingungen, Arbeitszufriedenheit, der Qualitéat der
geleisteten Arbeit und der Gesundheit der Beschéf-
tigten bestehen nachweislich enge Zusammenhan-
ge. Gesundheit ist damit eine wichtige Vorausset-
zung nicht nur fur leistungsfahige, sondern auch fir
leistungsmotivierte und zufriedene Beschéftigte.
Gesund zu sein bedeutet fur den Einzelnen, inne-
re und &uBere Reize (im Sinne von Anforderungen)
als strukturiert, vorhersehbar und erklarbar wahrzu-
nehmen, Uber physische und psychische Ressour-
cen und Energien zu verfligen, den Anforderungen
zu begegnen und den Eindruck zu gewinnen, dass
sich Anstrengungen und Engagement lohnen.

Die betriebliche Gesundheitsférderung stellt
Handlungskonzepte und Instrumente zur Verfugung,

— it
n

Arbeitsgruppe “Integration der Gesundheitsférderung in das Personalmanagement”

Handlungsebenen betrieblicher Gesundheitsférderung “vor Ort”

Abbau von Belastungen

- die die/den Einzelne/n dabei unterstitzen,
ihre/seine Gesundheit zu erhalten und zu stéar-
ken

- und die auf der organisationalen Ebene fle-
xible, integrative und ,lernende” Strukturen
sichern und so zur Handlungs- und
Innovationsfahigkeit der hamburgischen Ver-
waltung beitragen.

Wie erreicht die betriebliche Gesundheits-
férderung ihre Ziele?

Betriebliche Gesundheitsférderung nutzt klassi-
sche Personalentwicklungsinstrumente und
-ansatze neben spezifischen Instrumenten der be-
trieblichen Gesundheitsférderung, die sich auf ver-
schiedene Handlungsebenen (z.B. rdumliches
Arbeitsumfeld) beziehen, um Belastungen abzubau-
en und (betriebliche und persdnliche) Energien und
Ressourcen aufzubauen.

Erweitert um die strategische Dimension sind au-
Berdem die Unternehmenskultur und das Unter-
nehmensimage Handlungsebenen der betrieblichen
Gesundheitsférderung, die z.B. Gber Leitlinien, den
antizipierenden Umgang mit Veranderungen und
eine Starkung der Identifikation mit den Unter-
nehmenszielen beeinflussbar sind.

Aufbau von betrieblichen
Energien und Ressourcen

und Mitarbeiter
« Strategien gegen Mobbing

Raumliches » Verbesserung der Arbeitssicherheit » Ergonomische Arbeitsplatzausstattung
Arbeitsumfeld » Abbau von Larm-, Staub- und Geruchs- + Schaffung von Sozialrdumen:
belastungen Kantinen, Pausen-, Fitnessraume, Teekiichen
* Moderne EDV-Ausstattung (z.B. strahlungsarme < Ausstattung, Farbgebung, Beleuchtung
Bildschirme)
Soziales + Konfliktmediation * Anerkennung und Wertschatzung
Arbeitsumfeld « Coaching « Flihrungskréafteunterstiitzung

* Betreuung langzeiterkrankter Mitarbeiterinnen * Verbesserung von Fuhrung und Zusammen-

* Einzel- und Gruppensupervision

arbeit, Verbesserung der personalen Fiihrung
» Teamentwicklung, Gesundheitszirkel
* Kommunikationsférderung

Aufgaben und
Arbeitsorganisation

* Arbeitszeitflexibilisierung
* Training-on-the-Job
 Job Enrichment

+ Aufgabenkritik

» Job Rotation

+ Schaffung von Freirdumen und Gestaltungs-
moglichkeiten

* Teamdesign

* MAVG

* Zielvereinbarungen und Commitments

kérperlicher Beschwerden
* Nichtrauchertraining
* Seh- und Rickenschulungen

L Personalamt

+ Job-Design * Mobilitatsférderung
* Projektarbeit und Prozesssteuerung
» AKV-Prinzip
Person  Stressmanagement « effektive Arbetistechniken

* Rehabilitationsprogramme zum Abbau

* Suchtberatung

» Psychosoziale Beratung

* Zeitmanagement

 Férderung der korperlichen Aktivitat
* Erndhrungsberatung
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Wie kénnen die Aktivitdten auf dem Handlungs-
feld Gesundheitsférderung dezentral und zentral
systematisch gesteuert werden?

Die Verantwortung fur die Umsetzung betrieblicher
Gesundheitsférderung liegt in der Verantwortung der
jeweiligen Behérden und Amter und muss dort auch
entsprechend der individuellen Gegebenheiten be-
trieben werden. Solange dies vor dem Hintergrund
eines gemeinsamen Verstandnisses der Grundlagen
von betrieblicher Gesundheitsférderung geschieht,
wie mit dem vorliegenden Konzept abgesichert wird,
ist trotzdem eine gemeinsame strategische Ausrich-
tung sichergestellt. Um eine optimale inhaltliche
VerknlUpfung und eine effektive Ausschdpfung
bereits vorhandener personeller und fachlicher Res-
sourcen zu gewahrleisten, wird eine organisatori-
sche Anbindung der betrieblichen Gesundheits-
féorderung an die behérdliche Personal- und
Organisationsentwicklung empfohlen. Dies ist auch
aus Sicht einer zuklnftigen Uberbehérdlichen
Vernetzung sinnvoll, da wir damit sowohl die inhalt-
liche Integration weiter vorantreiben als auch auf
bereits institutionalisierte Formen der Zusammen-
arbeit aufbauen kénnen. Alternativ dazu sollten
zumindest jede Fachbehdérde und die Bezirksémter
dem Personalamt, das die VerknUpfung federfuh-
rend betreibt, einen Ansprechpartner flr den Bereich
betrieblicher Gesundheitsférderung benennen, um
den Informationsfluss sicher zu stellen. Effektiver ist
die Steuerung uber interne Arbeitskreise oder
Arbeitsgruppen. Als Beispiel sei hier die Berliner
Senatsverwaltung fur Inneres zitiert, die im August
2000 ein “Rahmenkonzept zur Vereinbarung zum
Gesundheitsmanagement in der Berliner Verwal-
tung” vorgelegt hat. Der Vorteil solcher Arbeits-
gruppen liegt in der passgenauen Erarbeitung von
MaBnahmen, zeitnahen Evaluationsmdglichkeiten
und einer engen Ruckkoppelung an die dezentrale
Fortbildung, die unterstitzende Qualifizierung zur
Verfugung stellen kann. Auch die Krankenkassen
verlangen im Ubrigen die Bildung von entsprechend
besetzten Arbeitskreisen oder Steuerungsgruppen,
wenn MaBnahmen der betrieblichen Gesundheits-
férderung Uber die Kassen finanziert werden sollen.

Eine eindeutige Verankerung der betrieblichen
Gesundheitsférderung in den Behérden und Amtern
ist eine wichtige Voraussetzung fur eine gelingende
Uberbehordliche Vernetzung. Als ersten Schritt
schlagen wir die Bildung eines Strategiekreises vor.
Dieses regelmaBig tagende Gremium soll sich aus
Entscheidungstragern aus den Behdrden und Am-
tern zusammensetzen und die strategische Ab-
sicherung des Handlungsfeldes betriebliche
Gesundheitsférderung betreiben. Damit wird die
Umsetzung und Weiterentwicklung des vorliegen-
den Konzeptes ermoglicht. Der Strategiekreis sorgt
auBerdem fur:
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- die Auswahl gemeinsamer (lUberbehérdlicher)
Projekte, deren Koordination und die fachliche
Diskussion der Projektergebnisse;

- die Planung der erforderlichen Qualifizierungs-
maBnahmen;

- interne und externe Offentlichkeitsarbeit,

- die Entwicklung von Standards fur die dezent-
ralen Gesundheitsberichte sowie

- die regelméBige Erstellung eines Gesundheits-
berichts der hamburgischen Verwaltung.

Ein Expertenkreis beréat dieses Gremium fachlich,
bereitet den aktuellen Wissensstand der einzelnen
Fachgebiete auf und unterstitzt den Strategiekreis
damit in seinen Entscheidungen. Der Expertenkreis
stellt auBerdem die fachliche Weiterentwicklung der
einzelnen Disziplinen sicher.

Gemeinsame Projekte und Aktivitdten

In einem weiteren Schritt finden sich verschiede-
ne Akteure zu gemeinsamen Projekten zusammen.
Auf diese Weise kann der Strategiekreis fachliche
Aufgaben an Experten delegieren, zum anderen
kénnen so Formen der Uberbehdrdlichen Zusam-
menarbeit im Feld betrieblicher Gesundheits-
férderung erprobt werden. Gemeinsame Projekte
und Aktivitadten waren z.B.:

- Einrichtung eines Portals Betriebliche
Gesundheitsférderung der hamburgischen Ver-
waltung im Intranet;

- Erarbeitung einer gemeinsamen Marketing-Stra-
tegie;

- Entwicklung und Durchfuhrung einer standardi-
sierten Mitarbeiterbefragung zum Thema Ge-
sundheit;

- Entwicklung von Standards fur die zentrale und
dezentrale Gesundheitsberichtserstattung;

- Grundung eines AK Gesundheitsmanagements
mit Fachforum Sucht;

- Entwicklung von Anreizsystemen;

- Entwicklung eines Leitfadens Gesundheits-
férderliches Flhrungsverhalten fur Vorgesetzte;

- Vorbereitung einer systematischen Einflihrung
von Integrationsgesprachen;

- Organisation von Gesundheitstagen

Rollen, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten im
Aufgabenfeld Gesundheitsférderung

Betriebliche Gesundheitsférderung ist eine ge-
meinsame Aufgabe von Flhrungskréften und ihren
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Das Uberbehordliche (zentrale) Personal-
management - organisatorisch im Personalamt an-
gebunden - ist verantwortlich fur die strategische
Ausrichtung und konzeptionelle (Weiter-) Entwick-
lung der betrieblichen Gesundheitsférderung sowie
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das Anbieten daraus abgeleiteter Beratungs-
leistungen (Fach- und Methodentransfer). Analog zu
den Kernkompetenzen des Uberbehérdlichen
Personalmanagements sind die Kernkompetenzen
des behérdlichen Personalmanagements ebenfalls
die strategische Ausrichtung und konzeptionelle
(Weiter-)Entwicklung der behdrdlichen Gesundheits-
férderung sowie das Anbieten daraus abgeleiteter
Beratungsleistungen.

Das Anbieten von Beratungsleistungen auf be-
hérdlicher Ebene setzt eine gewisse GréBenordnung
der jeweiligen Behérde, des jeweiligen Amtes vor-
aus. FUhrungskrafte sorgen fur die gesundheits-
férderliche Gestaltung der Arbeitsablaufe und -
organisation und schaffen auf Grund ihrer kommu-
nikativen und kooperativen Kompetenzen ein ver-
trauensvolles — gesundheitsférderliches - Betriebs-
klima. Anerkennung und Wertschatzung sind we-
sentliche Einflussfaktoren auf die Bereitschaft der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aktiv fur die eige-
ne Leistungsfahigkeit und Gesundheit zu sorgen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Gbernehmen
die Verantwortung fur die Gestaltung ihrer personli-
chen Lebensumstande und bringen sich aktiv in die
Gestaltung ihrer Arbeitsverhaltnisse ein. Je ausge-
pragter ihre kommunikativen und kooperativen Kom-
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petenzen sind (Teamfahigkeit), desto besser kom-
men die anderen Kompetenzen zum Tragen.

Umsetzung

Das Konzept wurde bereits im Gesprachsforum
Personalmanagement (Marz 2002) den Verwaltungs-
leitungen vorgestellt und ist Anfang April 2002 auch
auf dem Personalforum mit den Personalleitungen
und Beschaftigten aus dem Aufgabenfeld Personal-
und Organisationsentwicklung diskutiert worden.
Parallel dazu wurde es auch noch einmal an die ex-
ternen Expertinnen und Experten, die in der End-
phase beratend beteiligt waren, Gbersandt. Vor Ein-
setzung des Strategie- und Expertenkreises ist eine
Befassung des Staatsrétekollegiums sowie ggf. der
Abschluss einer Vereinbarung nach § 94 des
Hamburgischen Personalvertretungsgesetzes erfor-
derlich. Unabhangig davon kann bereits heute mit
der Umsetzung konkreter gemeinsamer Projekte
(z.B. Einrichtung eines Portals ,Betriebliche
Gesundheitsférderung® im Intranet) begonnen wer-
den. Ein erster Schritt wird z.Zt. gerade im Bezirks-
amt Bergedorf mit einer systematischen Befragung
von Fuhrungskréaften zur Einfuhrung betrieblicher
Gesundheitsférderung realisiert (siehe den folgen-
den Artikel).
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EinfiUhrung eines Gesundheitsmanagements im Bezirksamt Bergedorf

Warum Gesundheitsférderung im Bezirksamt
Bergedorf?

Die Voraussetzungen fur einen geregelten Arbeits-
alltag scheinen gut, Bergedorf liegt regelmaBig noch
unter dem Durchschnitt der Krankenquote, die jetzt
nach vier Jahren wiederholte Befragung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ( MA ) zeigt eine
positive Tendenz zur Zufriedenheit und auch Befra-
gungen der Kundinnen und Kunden bringen gute
Ergebnisse.

Ute Walther, Bezirksamt Bergedorf

mitteln, d.h. fundiertere Aussagen zu den Themen

Zufriedenheit und Motivation machen zu kénnen.
Ein Schritt in diese Richtung war die zuséatzliche
Abfrage von statistischen Daten ( Geschlecht, Teil-
zeit, Laufbahngruppe usw. ) bei der wiederholten
MA-Befragung. Ein weiterer war, die Auswertung ex-
tern zu vergeben, d.h fachliches know-how flr eine
differenzierte Betrachtung der Ergebnisse zu nut-
zen. Ebenso wurden die Fachkrafte zu einem
Arbeitskreis ,Gesundheit’ zusammengeschlossen,
um alle Fakten

und Daten zu-
sammenzutra-
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Als sich das Bezirksamt Bergedorf dennoch be-
reit erklart hat, sich pilothaft fir das Personalamt mit
dem neuen ,Konzept zur Integration von
Gesundheitsférderung in das Personalmanagement’
zu befassen, geschah dies vor dem Hintergrund,
dass trotz der oben beschriebenen gtnstigen Vor-
aussetzungen genauer hingesehen werden muss.
Wer sich nur auf Statistiken bezieht, bleibt lediglich
an der Oberflache. Geht man einen Schritt weiter,
indem man Statistiken in geeigneter Weise berei-
nigt und in Beziehung zueinander setzt, bewegt man
sich schon auf dem Gebiet der Kennzahlen. Tut man
dies unter Berucksichtigung von Geschlecht, Alter,
Beschaftigungsumfang und Art der Tétigkeit und
Meinungen der Beschaftigten, hat man sogar die
Mdglichkeit, sogenannte weiche Kennzahlen zu er-
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stellung eines
Gesundheitsbe-
richtes betrifft. Der
Dialog mit den Beschéftigten zum Thema
Gesundheitsférderung ist nur dann mdéglich, wenn
vorher genau erhoben und analysiert wurde, wie sich
die Situation im Bezirksamt Bergedorf insgesamt
darstellt und dartber auch alle informiert sind. Es
geht bei der Veréffentlichung von Daten nicht um
den Wettbewerb, welche Abteilung den niedrigsten
Krankenstand hat, sondern um ein ,gesundes’ MaB
an Transparenz. Wichtig ist in diesem Zusammen-
hang auch ein gemeinsames Verstandnis von
Gesundheitsférderung.

Das hamburgweite Konzept bietet hierfir die
Grundlage. Zuruick zur guinstigen Ausgangslage im
Bezirksamt Bergedorf. Im Zuge der
Verwaltungsmodernisierung wurden Grundséatze zur
Fihrung und Zusammenarbeit formuliert, das
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BETRIEBLICHE GESUNDHEITSFORDERUNG

ist eine moderne Unternehmens- und Handlungsstrategie, um Belastungen
abzubauen und Energien und Ressourcen aufzubauen und somit die
Beschaftigten in ihrer Leistungsfahigkeit und -bereitschaft zu erhalten und zu
starken

Filihrungskrafte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

sorgen dabei fir die gesundheits-
forderliche Gestaltung der
Arbeitsablaufe und -organisation
schaffen aufgrund ihrer

Ubernehmen die Verantwortung fiir
die Gestaltung ihrer personlichen
Lebensumsténde

bringen sich aktiv in die Gestaltung

kommunikativen und kooperativen ihrer Arbeitsverhaltnisse ein
Kompetenzen ein vertrauensvolles
und damit gesundheitsforderliches

Betriebsklima

Mitarbeiterinnen- und Mitarbeiter-Vorgesetzten-Ge-
sprach und das Vorgesetztenfeedback eingeflhrt
und umfangreiche MaBnahmen und Schulungen zur
Teamarbeit und zur Kundenorientierung durchge-
fuhrt. All das hat wie bereits beschrieben zu einer
positiveren Einschatzung der Beschéftigten u.a. auf
dem Gebiet der Kommunikation gefihrt. Der
Behdrdenalltag hat sich also insofern verandert,
dass mehr miteinander geredet wird und das auf
konstruktive Art und Weise. Hinzu kommt, dass sich
die Selbst- und Fremdeinschatzung der Fihrungs-
krafte angenahert hat. Die aktive Kommunikation hat
dazu beigetragen, dass die Vorgesetzten wissen,
wie ihre Fihrung bei den Beschéaftigten ankommt.
Das wiederum bietet die ideale Voraussetzung dafr,
das Paket der Personalentwicklungsinstrumente und
Modernisierungsaktivitdten zu vervollstandigen
durch ein Gesundheitsmanagement.

Wie ist nun das weitere Vorgehen in Bergedorf?
Zunachst wurde der AK ,Gesundheit’ gebildet, um,
wie bereits beschrieben, eine Gesundheits-
berichterstattung zu erarbeiten. Zur Zeit laufen
Einzelinterviews, die eine externe Beratungsfirma mit
dem Bezirksamtsleiter, dem Ortsamtsleiter, dem
Personalratsvorsitzenden und den Dezernats- und
Fachamtsleitungen durchfliihrt u.a. zu folgenden
Themenfeldern:
- Bedeutung des Themas fur das Bezirksamt und
fur die eigene Situation
- Informationsstand und Zustandigkeiten bei Fehl-
zeiten, Anwesenheitsverbesserung, Arbeits-
schutz und
Gesundheitsférderung
- Aufsetzen des Themas auf bereits etablierte
MaBnahmen und Instrumente
- Rahmenbedingungen
- Datenstruktur
- Prozessgestaltung
- Wahrnehmungen zur Situation der eigenen MA
- Erfolgssicherung
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Nach Auswertung dieser Interviews findet ein ein-
tagiger Workshop mit den Befragten statt, in dem
die Ergebnisse noch einmal erdrtert und weitere
Schritte bzw. MaBnahmen geplant werden.

Vorgesehen ist bereits jetzt, dass die Ergebnisse
zunachst pilothaft in zwei Fachamtern des Bezirks-
amtes umgesetzt werden und dieser Prozess von
den anderen beteiligten Vorgesetzten begleitet bzw.
gecoacht wird.

Aus diesen gemeinsamen Erfahrungen heraus
wird dann die EinfUhrung eines Gesundheits-
managements flur das gesamte Bezirksamt Berge-
dorf gestaltet. Der Vorteil dieses Vorgehens liegt mei-
nes Erachtens nach darin, dass sehr viel Wert dar-
auf gelegt wird, mit den Verantwortlichen zusam-
men etwas zu erarbeiten. Es geschieht hier nicht
klassisch auf der Ebene der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in Gesundheitszirkeln sondern als Vor-
bereitung eines Top-Down-Prozesses mit den Vor-
gesetzten. Es geht zunachst nicht um die Entwick-
lung von MaBnahmen, sondern um den Umgang
mit Vorbehalten, aber auch um die Erfassung von
Bedarfen, Chancen und Ideen. Die wichtigste Fra-

MANAGEMENT-
GESPRACHE

* Machbarkeit auf Basis von
Einzelgespréchen kldren

* Zusammenfiihrung der

DATEN-ANALYSE

Differenzierte Auswertung nach
soziodemographischen
Merkmalen und

Ergebnisse abteilungsspezifisch
Vorschldge zum Vorgehen Berticksichtigung Datenschutz
ableiten
AK ,,GESUNDHEIT“ MABNAHMEN-
ERSTELLUNG

* Zusammenfiihrung der
verschiedenen Ergebnisse

* Présentation und Abgleich mit
der Managementebene
( Workshop )

Fortfiihrung und Umsetzung

Gesprédch zum Abgleich
zwischen verschiedenen
Fachdiensten

* Kldrung von préventiven
MaBnahmen

ge in diesem Zusammenhang lautet: Was braucht
das Bezirksamt Bergedorf insgesamt und was brau-
chen die einzelnen FUhrungskréafte, um ein
Gesundheitsmanagement etablieren und auch le-
ben zu kdnnen? Erst wenn diese Frage geklart ist,
kann ein maBnahmenorientierter Prozess unter Be-
teiligung aller Beschéftigten erfolgreich initiiert wer-
den.

Flar das Bezirksamt Bergedorf beginnt nun ein
spannender Prozess, der dazu beitragen soll, dass
das tagliche Miteinander gepragt wird von noch
mehr Verstandnis und gegenseitiger Wertschatzung.
Es braucht Geduld und das Engagement aller Be-
teiligten und beides istim Bezirksamt Bergedorf vor-
handen.
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Betriebliche Gesundheitsforderung in der Behoérde fur Soziales und Familie

Im November 1999 wurde die Arbeitsgruppe (AG)
»oignal Krankenstand“ in der damaligen BAGS, heu-
te BSF, mit dem Ziel der Fehlzeitenreduzierung ins
Leben gerufen. Zu den Mitgliedern dieser AG ge-
hérten Vertreter der Amter sowie Mitglieder der ver-
schiedenen Interessenvertretungen. Das Tandem
Frau Heller und Frau VoB (V P/SK) war fur die Ge-
schéftsfuhrung der AG sowie die Umsetzung der be-
schlossenen MaBnahmen verantwortlich. Grundla-
ge der Arbeit der AG bildeten die von der Vorganger-
gruppe erarbeiteten und von der Behdrdenleitung
und dem Personalrat verabschiedeten Leitsatze und
ein Petitum. Die AG ,Signal Krankenstand“ sollte
aber nicht nur ein Konzept zur Fehlzeitenreduzierung
erstellen, sondern auch geeignete und konkrete
MaBnahmen zur betrieblichen Gesundheits-
férderung entwickeln, umsetzen und in den Amtern
etablieren. Dies ist ein langerer Prozess, der auch
nach zweijahriger Laufzeit des Projektes nicht ab-
geschlossen ist und jetzt als Handlungsfeld im
Personalmanagement verankert werden soll.

Ein erster wichtiger Meilenstein unserer Arbeit war
die Erstellung eines MaBnahmenkataloges und sei-
ne Prasentation im Juli 2000 gegenuber der
Behdrdenleitung. Der Katalog basierte auf einem
ganzheitlichen Konzept, das nach Sofort-
maBnahmen (unmittelbar umsetzbar), mittelfristigen
(innerhalb eines Jahres umsetzbar) und langfristi-
gen MaBnahmen (Umsetzbarkeit Gber ein Jahr hin-
aus) gegliedert wurde. Die Behodrdenleitung stimm-
te folgenden SofortmaBnahmen zu, mit deren prak-
tischer Umsetzung wir im Herbst 2000 begannen:

Veroffentlichung der Informationsbroschure ,Weg-
weiser Gesundheit - Hilfen und Tipps*“. Dieses Falt-
blatt, das an alle Beschaftigten der BSF verteilt wur-
de, dient als Orientierungshilfe zu Fragen der Ge-
sundheit im direkten und weiteren Sinn und ver-
schafft einen Uberblick, was die BSF bzw. andere
Behorden und Dienststellen hierzu anbieten.

Einrichtung einer monatlichen Sprechstunde
durch mittelbare Vorgesetzte. Hierbei handelt es sich
um ein Gesprachsangebot an Beschaftigte, sich in
Problemsituationen (z.B. Ruckkehr aus Krankheit,
Probleme am Arbeitsplatz) nicht unbedingt an den
direkten Vorgesetzten, sondern z.B. auch an ihre
Abteilungsleitung wenden zu kénnen. Die Resonanz
auf die Sprechstunde wird zur Zeit Gberpruft.

Durchfihrung der Vorgesetztenschulung
~Gesundheitsférderndes Fihrungsverhalten®, an der
die obere und mittlere Fihrungsebene teilnehmen
soll (Vorbildfunktion). Lernziele dieses Seminars sind
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u.a. Erkennen des Zusammenhangs zwischen Ge-
sundheit und Leistungs- bereitschaft, Vermeidung
psychischer Belastungen, Kennenlernen von
FUhrungsinstrumenten, um die Gesundheit der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu férdern, aber
auch Wissensvermittlung zur rechtlichen Rolle und
den Aufgaben des Vorgesetzten im Umgang mit
Krankheit. Die Schulungen dauern noch an. Nach
deren Ende wird ein gemeinsamer Workshop als Ab-
schluss mit allen Teilnehmenden angestrebt.
Daneben haben wir im Zuge unserer Arbeit weite-
re MaBnahmen eingeleitet und umgesetzt, die wir
nun im Folgenden kurz skizzieren wollen:
Anknupfend an die zuvor beschriebene Vor-
gesetztenschulung entwickelten wir einen Aktions-
wiurfel, der an alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer
von Schulungen im Rahmen von Flhrungskréfte-

Aktionswiirfel der Behérde fiir Soziales und Familie

qualifizierungen zusammen mit einer Gebrauchsan-
weisung verteilt wird. Es handelt sich hierbei um ei-
nen handlichen Holzwdrfel, der von den Winterhuder
Werkstatten hergestellt wurde. Ausgehend von den
in unserer Behdrde entwickelten FUhrungs-
grundsatzen wurden finf davon pointiert ausge-
drickt (wie z. B ,Lobe!“, ,Halte Zusagen ein!“ oder
»,Nimm andere wahr*) auf je einer Wrfelseite abge-
druckt. Auf der sechsten Seite befindet sich ein Jo-
ker (Logo der BSF), bei dem die/der Vorgesetzte
etwas fUr sich tun darf. Bisher haben wir durchweg
sehr positive Ruckmeldungen zu dieser Idee erhal-
ten. Nachdem nun in der BSF eine Erfassung des
Krankenstandes Uber die Personaldatenbank des
Personalcontrollings (automatische Schnittstelle zu
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PAISY) méglich ist und amterspezifische Daten in
aggregierter Form an Amts- und Abteilungsleitungen
geliefert werden kénnen, wurde eine regelmaBige
Thematisierung des Krankenstandes in Dienst-
besprechungen angeregt. Ziel ist, die wiederkehren-
de Auseinandersetzung mit dem Thema Fehlzeiten
und eine Sensibilisierung im Umgang mit Krankheit
zu férdern.

Anfang diesen Jahres wurde eine Orientierungs-
hilfe fur Vorgesetzte im Umgang mit Krankheit und
eine Orientierungshilfe fur Mitarbeiterinnen im Um-
gang mit Krankheit veréffentlicht und verteilt. Es
handelt sich hierbei um ein kleines ,ABC*, das fur
mehr Handlungssicherheit im Umgang mit Krank-
heit sorgt.

Eine weitere Mdglichkeit fur die Beschéftigten, sich
Rat und Hilfe zu holen, ist die Arbeitsmedizinische
Sprechstunde in Kooperation mit dem Arbeits-
medizinischen Dienst. Sie wird einmal im Monat im
Gebaude Hamburger Strasse von dem fur die BSF
zustandigen Betriebsarzt durchgefuhrt. In dieser
Sprechstunde kénnen sich die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter Beratung und Unterstitzung holen, wenn
sie der Meinung sind, dass ihre Beschwerden mit
dem Arbeitsplatz oder der Arbeitssituation zusam-
menhangen. Die Sprechstunde unterliegt selbstver-
standlich der &rztlichen Schweigepflicht. Es steht zur
Zeit ein Wechsel des Betriebsarztes an. Die Fortset-
zung der Sprechstunde ist beabsichtigt.

Neben den vom Aus- und Fortbildungsreferat des
Amtes G durchgefuhrten Rickenschulen etc. haben
wir zusétzliche BewegungsmaBnahmen fur die Be-
schaftigten angeboten.

Im Herbst letzten Jahres flihrten wir nach einer
Befragung der Beschéftigten am Standort Hambur-
ger Strasse ein Schnupperangebot Bewegung mit
Tai Chi, Wirbelsdulengymnastik und Yoga durch. Mit
diesem Schnupperangebot wollten wir vor allem die
Beschaftigten erreichen, die sich nicht oder nur
wenig sportlich betatigen bzw. die einfach einmal
eine andere Sportart ausprobieren wollen. Die Ver-
anstaltungen wurden gut besucht und die Rickmel-
dungen waren durchweg positiv, so dass wir uns in
der BSF eine Fortsetzung der Veranstaltungsreihe
vorstellen kénnen.

Zum Abschluss wunserer MaBnahmen-
beschreibungen mdéchten wir von einer bereichs-
bezogenen Belastungsanalyse berichten, die wir in
Zusammenarbeit mit der Fachhochschule Hamburg,
Studiengang Gesundheit im Versorgungsamt, Ab-
teilung Schwerbehindertengesetz (KO 8) durchfuh-
ren. In dieser Abteilung werden Feststellungsantrage
nach dem Schwerbehindertengesetz bearbeitet. Es
handelt sich hierbei um eine Tétigkeit, die mit ho-
hen Belastungen einhergeht und sich auch auf den
Krankenstand auswirkt.
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Im November 2000 wurde mit einer Studenten-
gruppe der Fachhochschule unter Leitung von Herrn
Prof. Dr. Krliger im Rahmen einer Projektarbeit eine
Mitarbeiterbefragung in Form von Interviews durch-
gefuhrt. Alle Befragungsergebnisse wurden im Ja-
nuar 2001 den Beschaftigten prasentiert und sind
in einem Projektbericht zusammengefasst.
Insgesamt wurde in der Abteilung eine gute Arbeits-
organisation festgestellt, die sich auch in einer po-
sitiven Bewertung der Arbeitssituation durch die
Beschaftigten widerspiegelt. Jedoch gibt es Dauer-
belastungen, die u.a. auf hohe Arbeitsrickstéande
zurtckzufuhren sind. Hierzu wurden bereits im Ein-
vernehmen mit den zustéandigen Dienststellen und
dem Personalrat Regelungen fur die Abarbeitung
der Rickstande iiber Uberstunden bzw. durch zu-
satzliches Personal vereinbart, die bereits im Fruh-
jahr 2001 zu einem ersten Erfolg gefuhrt haben. Ziel
einer Fortbildung zum Thema ,Gesundheits-
férderndes FUhrungsverhalten® war, die Bedeutung
von Wertschéatzung gegenuber den Beschaftigten
zu erkennen. Im Rahmen von Schulungen zur Team-
entwicklung werden Konfliktpunkte innerhalb des
Kollegenkreises abgearbeitet.

Da viele KO 8-Beschéftigte unter Rucken-
problemen leiden, hat sich im April 2001 die Arbeits-
gruppe ,Zappelphilipp* bestehend aus Mitarbeiter-

iﬁ
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Behtirde fiir Soziales und Familie

innen von KO 8, dem Betriebsarzt der BSF sowie V
P/SK gegrundet, um zum Thema Bewegungs-
mangel MaBnahmenangebote fur die Beschéaftigten
zu erarbeiten.

Im Herbst 2001 wurde mit Sitzplatzanalysen und
Bewegungspausen fur interessierte Beschaftigte be-
gonnen. Die Nachfrage war so groB3, dass jeweils
eine weitere Veranstaltungsstaffel durchgefuhrt wur-
de. Dabei ist auch vorgesehen, nach Abschluss der
Bewegungspausen durch den externen Anbieter
diese durch Beschaftigte weiterzufihren. Wichtig bei
der Durchfuhrung der bereichsbezogenen
Belastungsanalyse ist uns vor allen Dingen, dass
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von KO 8 Uber
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den Prozess informiert werden, an Entscheidungen
beteiligt sind und Arbeitsunterbrechungen gering
gehalten werden. Im Herbst diesen Jahres wird er-
neut in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule
Hamburg eine Evaluation durchgeflhrt.

Zukunftig planen wir aufgrund entsprechender Be-
darfe und Ruckmeldungen auch in anderen Abtei-
lungen die Durchflihrung von Belastungsanalysen.
Wir halten dieses Instrument fur sehr geeignet, um
anknupfend an die herausgefundenen Ursachen
passgenaue MaBnahmen fur die L6sung bestehen-
der Probleme zu entwickeln und umzusetzen. Die
Analyse wird durch eine Evaluation abgerundet, um
die Wirksamkeit der MaBnahmen festzustellen.
Insgesamt halten wir es flur wichtig, bei der Umset-
zung von MaBnahmen zur betrieblichen
Gesundheitsférderung ein ganzheitliches Konzept
zu verfolgen. D.h. wir bieten ein mdglichst breitge-
fachertes und vielschichtiges MaBnahmenpaket an,
das sowohl individuell (z.B. Arbeitsmedizinische
Sprechstunde), zielgruppen-orientiert (z.B. Vor-

gesetztenschulungen), bereichsbezogen (z.B.
Belastungsanalyse bei KO 8), aber auch ubergrei-
fend (z.B. Schnupperkurse Bewegung) die Beschaf-
tigten in unserer Behdrde erreicht. Dabei setzen die
MaBnahmen einerseits bei der Gestaltung
gesundheitsférderlicher Arbeitsverhaltnisse
(Verhaltnispravention) an.

Andererseits ist es wichtig, den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern zu vermitteln, dass sie fur ihre Ge-
sundheit selbst Verantwortung tragen und sie des-
halb in ihrer persénlichen Kompetenz zur Gesunder-
haltung zu unterstitzen (Verhaltenspravention).

Nur so erscheint es uns realistisch, die Arbeitsfa-
higkeit, die Arbeitszufriedenheit und die Leistungs-
bereitschaft aller Beschaftigten der BSF zu starken
sowie zu erhalten und damit langfristig eine Sen-
kung des Krankenstandes zu erreichen.

HierfUr ist es unserer Meinung nach unerlasslich,
betriebliche Gesundheitsférderung als zentrale Steu-
erung dauerhaft in das Personalmanagement zu in-
tegrieren.

Gesundheitsforderung in einer Dienststelle

In blickpunkt personal 1/2001 waren Uberlegun-
gen fur eine ,Gesundheitsférderung als Teil des
Personalmanagements® zusammengefasst. In die-
sem Beitrag heiBt es, dass ein Gesamtkonzept er-
forderlich ist, ,das die betriebliche Gesundheits-
férderung strukturell in die betrieblichen Ablaufe
einbindet.“ Ausgangspunkt soll dafur ein umfas-
sender Gesundheitsbegriff im Sinne der WHO
sein, der ,koérperliche, psychische und soziale
Aspekte integriert®.

Auf dieser Grundlage wird zurzeit in der Dienst-
stelle des Hamburgischen Datenschutzbeauftrag-
ten ein einjdhriges Projekt zur Gesundheits-
férderung mit dem Titel ,Selbstbestimmungs-
training“ durchgefuhrt. Bis zum Frihjahr 2003 sol-
len jeweils am Ende der zweiwdchentlichen
Mitarbeiterbesprechung nacheinander — abwech-
selnd einmal mit Grundinformationen und beim
néchsten Mal mit gemeinsamer Erdrterung — fol-
gende Themen behandelt werden:

- Stressbewaltigung

- Gelassenheit
- Gedachtnis
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- Konzentration
- Zeitmanagement.

Die Gewichtung der Themen hangt von den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ab, die anhand ei-
nes Ubersichtsblattes kennzeichnen, was sie
besonders interessiert.

Am Ende jeder Mitarbeiterbesprechung werden
zusétzlich einige Hinweise zur allgemeinen
Gesundheitsvorsorge gegeben, z.B. hinsichtlich
wichtiger &rztlicher Untersuchungen, Anregungen
zum Ruckentraining, Hinweise zu Dehnungs-
Ubungen am Arbeitsplatz, jeweils mit Verweis auf
Informationsbroschidren z.B. der BKK Hamburg.

Die Teilnahme an diesem Projekt ist freiwillig mit
der Folge, dass man gar nicht mitzumachen braucht
(Recht auf Nichtwissen), teilweise nach eigenen
Schwerpunkten mitwirkt oder zumindest aus Inter-
esse an einem Gesamtlberblick an dem Projekt
vollsténdig teilnimmt. Auch die Umsetzung der An-
regungen aus dem Projekt bleibt den Teilnehmern
Uberlassen. Durch den Uberblick soll auBerdem
dazu angeregt werden, interessierende spezifische

blickpunkt personal 2/2002



Fortbildungsangebote des Personalamtes — z.B. im
Kupferhof — gezielt zu nutzen.

Bei dem Projekt wird angeknupft an das eigene
Allgemeinwissen und die Alltagserfahrung. Ergan-
zend werden Informationen anhand der neueren
Literatur gegeben. Zur Motivation und praktischen
Erfahrung werden z.B. kurze Entspannungs-
Ubungen, Gedachtnistests und Konzentrations-
Ubungen angeboten.

Die Besonderheit gegentber anderen Kursen z.B.
an der Volkshochschule soll darin bestehen, dass
die eigenen, oft langjdhrigen Verwaltungs-
erfahrungen in jeweils geeigneter Weise auf die
Selbststeuerung Ubertragen werden. Auf diese Wei-
se kdnnen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter er-
probte, bewéahrte und vertraute Verwaltungs-
konzepte auf sich selbst anwenden und damit —
hoffentlich — deutliche Synergieeffekte erreichen.

Hierfir kommen zum einen die konkreten Berufs-
erfahrungen — in diesem Fall in der Dienststelle des
Datenschutzbeauftragten — in Betracht. Standig
praktizierte Rechtsgrundsatze wie Erforderlichkeit
und VerhaltnismaBigkeit und auch Vorkehrungen wie
Firewall, Sperrung und Léschung kénnen auf die
eigene Situation hinsichtlich der Bereiche Stress-
bewaltigung, Gelassenheit usw. voraussichtlich
leichter entsprechend angewandt werden, als wenn
sie erstmals neu erlernt werden. Ob die
Gesundheitsférderung durch dieses ,laterale Den-
ken“ verbessert wird, soll am Ende des Projekts
gesondert festgestellt werden.

Far alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter — unab-
hé&ngig von ihrer Tatigkeit Uberwiegend im Rechts-

Gemeinsam sind wir starker ...

bereich, im Technikbereich oder in allgemeinen An-
gelegenheiten — kdnnen die Erfahrungen aus dem
Neuen Steuerungsmodell (NSM) genutzt werden.
Beispiele firr eine derartige Ubertragung auf die ei-
gene Situation sind

- AKV-Prinzip als Selbsteinschatzung

- Kundenorientierung als Selbstorientierung
- Qualitatskontrolle durch Selbstkontrolle

- Selbst-Fuhren durch Kennziffern

- Mediation als Selbst-Mediation

- Controlling als Selbstcontrolling.

Diese Vorgehensweise wéare auch mit dem Ansatz
des Personalamtes in blickpunkt personal 1/2001
gut vereinbar, gesundheitsférdernde Faktoren auf-
zuzeigen. Durch die Kombination von Alltags-
kenntnissen, neuen Informationen und eigenen Be-
rufserfahrungen soll das Ziel erreicht werden, die
Aufgaben des téglichen Lebens als Herausforde-
rung zu erleben und zu bewéltigen. Dazu gehért es
gemaB dem Hinweis in dem erwéhnten Beitrag,
»€ine emotional verankerte Grundorientierung“ mit
einem entsprechenden ,AusmaB an Vertrauen“ zu
erreichen.

Dieser Ansatz wird durch die oben beschriebene
Verfahrensweise unterstitzt, die Selbstbestimmung
des Einzelnen durch seine Selbststeuerung zu ver-
bessern. Dabei wird vorausgesetzt, dass ein bisher
nicht erkanntes oder zumindest nicht genutztes
Entwicklungspotential bei vielen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern vorhanden ist.

- Teamentwicklung in der Behorde fir Soziales und Familie

Betriebliches Klima und die Stimmung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben immer
erheblichen Einfluss auf Arbeitsmotivation und
Arbeitsleistung

Was musste im Betrieb passieren, damit wir ganz
schnell ein noch schlechteres Betriebsklima bekom-
men? Stellt man Betriebsangehdrigen gleich wel-
cher Branche in einem geschutzten Rahmen diese
Frage, ist die Antwort vorhersehbar. Im Fokus der
Kritik liegen fast immer der Umgang miteinander,
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das Spannungsfeld Zusammenarbeit zwischen der
Arbeitsgruppe und ihren Vorgesetzten sowie man-
gelnde Wertschatzung. Aussagen, die mit der Ar-
beit an sich aber auch ihrer Organisation nur wenig
zu tun haben. Der Wunsch nach Veranderung rich-
tet sich zweifelsfrei auf das Miteinander also das
Klima schlechthin. Halt ein Betrieb seine Beschaf-
tigten fUr einen wichtigen, wenn nicht gar den wich-
tigsten Produktionsfaktor, muss er sich folgende Fra-
gen stellen:

17



- hat das Miteinander der Beschéaftigten Einfluss
auf die betrieblichen Ziele?

- ist betriebliches Klima beeinflussbar, also auch
zu verandern?

- wer kann das und mit welchen Mitteln?

- wie ist eine solche Verdnderung langfristig zu
stabilisieren?

Wollen Betriebe ihre Produkte konkurrenzféhig
anbieten, mussen sie standig Uberprufen, welche
Kosten sich reduzieren lassen, welche Starken und
Fahigkeiten sie von anderen Unternehmen unter-
scheiden und wie sie die Qualitat ihrer Produkte
sichern kénnen. Dabei muss der Betrieb als
soziotechnisches System verstanden werden. Ein
System, das aus folgenden Komponenten besteht:

- Organisationsstruktur, Arbeitsorganisation so-
wie soziale Struktur einschlieBlich der regula-
tiv wirksamen Werte und Normen

- technisches System, Gebaude, Maschinen,
Mobiliar usw.

- soziales System, das Personal mit seinen spe-
zifischen psychischen und physischen Merk-
malen

- Aufgaben- und Zielsystem

Waéhrend sich in der Vergangenheit die Investitio-
nen zur Produktivitatssteigerung meist auf das tech-
nische System beschrénkten, hat sich das Bild heu-
te gewandelt. In zunehmendem MaBe ist es den
Betrieben, also auch der Verwaltung, klar gewor-
den, welche erheblichen Kosten mit Schwéachen im
Bereich der Organisation und Personalfihrung ver-
bunden sind. Auf der Suche nach zukunfts-
tauglichen Konzepten konzentriert sich die betrieb-
liche Gestaltungspolitik auf Verbesserungen in die-
sen beiden Bereichen. Es gilt nicht, Reibungen und
Auseinandersetzungen im sozialen System zu ver-
meiden. Ziel ist es vielmehr, die Bereitschaft aller,
Konflikte offen anzusprechen und zu ihrer konstruk-
tiven Losung beizutragen, zu wecken.

Die Bedeutung eines jeden Beschaftigten fir den
Erfolg einer Organisation kann nicht hoch genug
eingeschatzt werden. Wo Menschen zusammen ar-
beiten, liegen Kreativitat und Erfolg sowie Stérungs-
und Konfliktpotentiale dicht beieinander.

Im Rahmen strategischer Neuausrichtung der
Verwaltung und dem Bemuhen um flache Hierar-
chien bekommen Arbeitsteams eine immer bedeut-
samere Rolle. Die Form der sozialen Interaktion der
Gruppenmitglieder und die Art und Weise ihres
Sozialverhaltens bestimmen entscheidend die Ef-
fektivitat, Effizienz und Professionalitat des
Verwaltungshandelns. Die erfolgreiche Bewélti-
gung steigender Arbeitsanforderungen hangt also
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in hohem MaBe davon ab, wie gut die Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter eines Bereiches zusammen-
arbeiten. Damit wird die Entwicklung von Teams
als wichtige Fihrungsaufgabe definiert.

Organisationen sind nur dann erfolgreich, wenn
die Arbeit der dort beschaftigten Menschen zu ei-
nem aufeinander und auf die Kunden abgestimm-
ten Handeln fuhrt.

Die Behorde fur Soziales und Familie bietet ih-
ren Beschéaftigten deshalb Teamberatung und
Teamentwicklung sowie Konfliktmoderation und -
mediation an.

In Teamentwicklungsprozessen werden Uber eine
Standortbestimmung die Arbeitserschwernisse
analysiert, Losungsansétze erarbeitet und ihre be-
triebliche Umsetzung mit Hilfe von Vereinbarungen
abgesichert. Es kommt darauf an, Interaktions-
muster, die zu Spannungen fuhren, zu verdeutli-
chen und geeignete Verdnderungsprozesse ge-
meinsam zu initileren und zu begleiten. Eine Grup-
pe ist nur dann arbeitsfahig, wenn sie Uber verbind-
liche Regeln verfugt, die zur Erfullung der Aufgabe
ausreichen.

Erst dann I&sst sich von Teamarbeit reden. Beide
Instrumente - sie werden intensiv genutzt - bieten
die Mdglichkeit, Einfluss auf die sich verdndernden
Rahmenbedingungen und damit auf das soziale Kli-
ma in unserer Behérde zu nehmen. Nur bei Ein-
beziehung mdglichst vieler Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, der Auseinandersetzung mit ihren Wun-
schen und Zielen aber auch méglichen Blockaden
wird es gelingen, Lésungen zu entwickeln und Ver-
einbarungen zu ihrer Absicherung zu treffen. Es gilt
schlicht, die betrieblichen Interessen mit denen der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu vernetzen.

Entscheidend fur die Gestaltung eines positiven
Arbeitsklimas ist, dass sowohl der Betrieb als auch
seine Beschéftigten bereit sind, Konflikte im zwi-
schenmenschlichen Bereich konstruktiv fur Veran-
derungen zu nutzen. Gesundheit und sich wohl
fuhlen sind untrennbar miteinander verknupft. Zwi-
schen beiden Polen besteht eine Wechselwirkung.
Ein Betrieb tut also gut daran, den Blick nicht al-
lein auf krank-machende Faktoren sondern viel-
mehr darauf zu richten, was gesund erhalt. Dieses
im Hinblick auf eine Gesundheitsférderung, die das
korperliche, seelische und soziale Wohlbefinden
der Beschéftigten stabilisiert und starkt.

Gute Teamarbeit ergibt sich nicht von selbst. Sie
bedarf neben der erforderlichen Zeit fur Reflexion
einer permanenten Pflege und Entwicklung. Ver-
anderungen mussen, sollen sie akzeptiert und er-
folgreich sein, gelebt werden!

blickpunkt personal 2/2002



Zwanzig Minuten fur Ihre Gesundheit - Bewegungspause im Personalamt

Kinder, die in der Schule auf ihren Stuhlen kip-
peln, sich auf die Unterschenkel setzten oder auf
der Sitzflache hin- und herrutschen, werden ,Zap-
pelphilipps“ genannt und man gibt sich alle erdenk-
liche Mihe, sie zum Stillsitzen zu erziehen. Viele
Jahre spater, wenn diese Kinder erwachsen sind und
den ganzen Tag still auf ihren Burostihlen sitzen und
mit den ersten Rickenerkrankungen kampfen, be-
muhen sich Fachleute verzweifelt darum, ihnen die-
se vorher mit aller Anstrengung abgewdhnte Fahig-
keit des Zappelns wieder beizubringen und nennen
das ,dynamisches Sitzen“. Damit ist, naturlich leicht
verkurzt, das Dilemma des modernen Buromen-
schen beschrieben: Mangelnde oder einseitige Be-
wegung ist haufig der Grund fur chronische Mus-
kel- und Skeletterkrankungen, den haufigsten
arbeitsbedingten Beschwerden in Europa.

Verspannungen durch ,falsches” weil bewegungs-
armes Sitzen kann insgesamt sehr unterschiedliche
Folgen haben: Andauernde Kopfschmerzen durch
Muskelverhartungen im Nacken-Schulter-Bereich,
Sehnenscheidentziindungen an den Unterarmen
durch ein falsche Haltung an der Tastatur und
Kreislaufbeschwerden durch Bewegungsmangel.
Diese Liste lasst sich fast endlos weiterfuihren.

Das Personalamt hat deshalb schon zum zweiten
Mal seinen Beschéftigten und denen der Liegen-
schaft unter dem Titel Zwanzig Minuten fir Ihre Ge-
sundheit eine einmal wodchentlich organisierte
Bewegungspause unter Anleitung einer
Heilpraktikerin angeboten. Samtliche Ubungen sind
so konzipiert, dass sie in Ublicher Burokleidung und
ohne Kraftanstrengung durchgefihrt und problem-
los am Arbeitsplatz wiederholt werden kdnnen. Das
Angebot richtet sich speziell an Mitarbeiterinnen und

Aktionstag bei der Justizbehérde

Mit "Erinnern Sie sich noch ..... ?” beginnt die
Bildergeschichte Uber den Aktionstag der Justiz-
behdrde in der justizeigenen Hauszeitung ”Justiz
intern”. Aber wie kam es Uberhaupt zu diesem Bilder-
beitrag? Die Justizbehdrde hatte sich im Spatsom-
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Urte Niedermeier, Stefanie Keller, Personalamt

Mitarbeiter, die vorwiegend Burotatigkeiten austuben
und beinhaltet daher

- Training fur Kreislauf und Venen

- Lockerung fir Schultern und Nacken
- Lockerung fur Hande und Finger

- Augentraining

- Atemubungen

- Dehnungsubungen.

Die Bewegungspausen wurden im wochentlichen
Rhythmus Uber einen Zeitraum von insgesamt 12
Wochen angeboten und fanden reges Interesse.
Erfahrungsgemas ist es realistisch, ein wochentlich
stattfindendes Angebot Giber einen solchen Zeitraum
hinweg regelméBig unter Anleitung anzubieten, da-
mit die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Ubun-
gen auch spater eigeninitiaiv am Arbeitsplatz weiter-
fihren. Denn nattirlich machen Bewegungspausen
erst Sinn, wenn sie tatséchlich dauerhaft in den be-
ruflichen Alltag integriert werden. Und das gemein-
same Erlernen einfacher Ubung hilft in der Regel
auch, die leichte Irritation der Kolleginnen und Kolle-
gen zu verhindern, wenn jemand pl6tzlich kurz von
seinem Schreibtisch aufsteht, den Brustkorb aufrich-
tet und die Halswirbelsaule streckt, dann das Kinn
leicht zurlicknimmt und die Stirn langsam nach unten
bewegt — und damit eine kurze aber auBerordentlich
wirkungsvolle Dehnlibung flr seine durch das Sit-
zen angespannten und verkurzten Hals- und Nacken-
muskel absolviert hat. Inwieweit die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer tatsachlich ,dranbleiben” ist noch
nicht abzusehen. Aber wir sind gespannt, wie viele
entspannte Kolleginnen und Kollegen uns in Zukunft
auf den Fluren begegnen werden.

Gerlinde Matzel, Justizbehdrde

mer letzten Jahres entschlossen, fur ihre
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einen besonde-
ren Tag zu gestalten. Themenschwerpunkt sollte
der Bildschirmarbeitsplatz sein. So entstand die
Aktion “Ein Tag fur die Gesundheit” am 15. No-
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vember 2001 im Hanseatischen Oberlandesgericht.
Mit der tatkréaftigen Unterstitzung der Landesunfall-
kasse und des Arbeitsmedizinischen Dienstes konn-
ten Vortrdge und Mitmachaktionen angeboten wer-
den. Was gab es nun im Einzelnen? In allen Dienst-
stellen der Justizbehdrde wurden am Morgen des
15. Novembers die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter mit Apfeln begriiBt. Sie sollten an die Teilnahme

der Veranstaltung erinnern.

Oktober 2001
SONDERAUSGABE

Folgender Programmablauf im Plenarsaal ist vorgesehen:

09.00 BegruBungsrede
09.15 BegruBungsrede
09.30 BegruBungsrede
09.45 - 10.05 Allgemeiner Vortrag
zum Thema BGF
10.15-10.35 Vortrag:
Passivrauchen — Raucher
sind auch Menschen
10.45 - 11.05 Mitmachen: Sitzen
und Bewegen im Biro
11.15-11.35 Vortrag:
Stress am Arbeitsplatz
11.45-12.05 Mitmachen:
Augengymnastik
12.30 - 13.00 Bewegungspause zum
Mitmachen
13.00 - 13.20 Vortrag:
Passivrauchen — Raucher
sind auch Menschen
13.30 - 13.50 Mitmachen: Sitzen
und Bewegen im Bliro
14.00 - 14.20 Vortrag:
Stress am Arbeitsplatz
14.30 - 14.50 Mitmachen:
Augengymnastik

Herr Rapp,
Président des Hanseatischen Oberlandesgerichts

Prases der Justizbehorde

Herr Schroder-Kamprad,
Geschaftsfiihrer der Landesunfallkasse

Frau Drews, Moderatorin der Projektgruppe
Gesundheitsférderung bei der Hamburger Stadt-
entwasserung

Herr Dr. Dittmann,
Landesunfallkasse

Frau Wiedmann und ,Herrmann®,
im Auftrag der LUK

Frau Dr. Vogel,
Arbeitsmedizinischer Dienst

Frau Uygun-Liith,
im Auftrag der Justizbehérde

Frau Fenske,
im Auftrag der Justizbehérde

Herr Dr. Dittmann,
Landesunfallkasse

Frau Wiedmann und ,Herrmann®,
im Auftrag der LUK

Frau Dr. Vogel,
Arbeitsmedizinischer Dienst

Frau Uygun-Lith,
im Auftrag der Justizbehorde

Die Vortrage und die Mitmach-Aktionen wiederholen sich nachmittags, damit alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter die Gelegenheit zur Teilnahme haben.

Fiir das leibliche Wohl sorgt die Cafeteria im Har 1 Oberland icht.

Redaktion:
Birgit Keyenburg, Gerlinde Maizel

Gestaltung: Gerlinde Matzel

Herausgeberin.
Justizbehorde Hamburg
Drehbahn 36

20354 Hamburg

ViS.d.P.: Druck: Druckerei JVA If

Birgit Keyenburg

Telefon: 426.43 2188 Autlage: 3.500 Exemplare

Nach kurzen und unterhaltsamen Einfihrungs-
reden des Justizsenators Herrn Dr. Roger Kusch,
dem Hausherren des Hanseatischen Oberlandes-
gerichts Herrn Wilhelm Rapp und des Geschéfts-
fuhrers der Landesunfallkasse Herrn Thomas
Schréder-Kamprad berichtete Frau Drews Uber die
betriebliche Gesundheitsférderung bei der Hambur-
ger Stadtentwasserung. Besonders beeindruckend
waren ihre Methoden zur Senkung des Krankenstan-
des und ihre Erfahrungen mit abnehmenden Aus-
fallzeiten. Nicht zuletzt konnte Sie von motivierteren
und engagierteren Mitarbeitern erzahlen. Dann teil-
te sich das Programm. Im historischen Plenarsaal
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des Hanseatischen Oberlandesgerichts referierte
Herr Dr. Dittmann von der Landesunfallkasse tber
das "Passivrauchen — Raucher sind auch Men-
schen”.

Frau Dr. Vogel vom Arbeitsmedizinischen Dienst
stellte Hilfen zum Umgang mit dem ”Stress am Ar-
beitsplatz” vor. Aktionen zu den Themen ”Sitzen und
Bewegen im Buro” oder "Einstimmung zur Augen-
gymnastik” luden zum Mitmachen ein.

In der wunderschén renovierten Eingangs-

I halle des Hanseatischen Oberlandesgerichts
prasentierten sich Informationsstande zum wei-

. teren Angebot der Landesunfallkasse und des

| Arbeitsmedizinischen Dienstes. Die Johanniter
zeigten ihr Trainingsangebot zum Thema der
Ersten Hilfe. Neben einem historischen Arbeits-
platz aus der Anfangszeit der Gerichtsbarkeit de-
monstrierten zwei Blroausstatter, wie heute der
Arbeitsplatz nach ergonomischen Gesichts-
punkten unter Einhaltung der Bildschirm-
arbeitsplatzrichtlinien eingerichtet werden soll-
te. Wer sich durch dieses Angebot verspannt
oder mude fuhlte, konnte sich bei einer “on-site-
massage” durch den mobilen Masseur wieder
erholen.

Ein kunstlerisch begabter Mitarbeiter der
Justizbehdrde préasentierte seinen gemalten
Wunschbaum, an welchem die Besucherinnen
und Besucher ihre Winsche, Anregungen und
Gedanken anpinnen konnten. Dieser Wunsch-
baum wird weiterhin im Rahmen der Betriebli-
chen Gesundheitsférderung der Justizbehdérde
als offener Briefkasten genutzt werden.

Die Cafeteria im Hanseatischen Oberlandes-
gericht hatte mit Losen bestlckte Luftballons ge-
spendet, die bei allen Beteiligten groBen An-
klang fanden. Somit war auch flr das leibliche
Wohl bestens gesorgt. Die Programme im Ple-
narsaal wurden am Nachmittag wiederholt, um
allen Beschaftigten die Mdglichkeit zur Teilnah-
me zu geben, denn der Dienstbetrieb musste ja
aufrecht erhalten werden. Insgesamt wurde die-
ser Tag als ein guter Einstieg in das Thema der
Betrieblichen Gesundheitsférderung gewertet.

Als eine erste Folge der Veranstaltung nahmen die
Fachkréfte fur Arbeitssicherheit auf Wunsch der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die einzelnen
Bildschirmarbeitsplatze am Hanseatischen Oberlan-
desgericht unter die Lupe.

Durch Tipps, wie der Schreibtisch richtig zu plat-
zieren ist, die Monitore richtig stehen oder die
Schreibtische bzw. Stuhle in der Hohe richtig ange-
passt werden kdénnen, wurde so mancher Arbeits-
platz umgestaltet - die Kolleginnen oder Kollegen
sind mit dem Ergebnis hoch zufrieden.

Es hat uns gezeigt, dass nicht immer finanzielle
MaBnahmen notwendig sind, um Gutes zu tun.
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Hamburger Gesundheitspreis 2001

Qualitat als Schllussel zum Erfolg — auch in der betrieblichen Gesundheits-

forderung !

Dr. Michael Peschke, Ltd. Arzt des Arbeitsmedizinischen Dienstes, Personalamt

Am 4. Dezember 2001 verlieh die Hamburgische
Arbeitsgemeinschaft fir Gesundheitsférderung e.V.
(HAG) in Anwesenheit des Senators der Behoérde
fur Umwelt und Gesundheit Herrn Peter Rehaag zum
zweiten Mal den Hamburger Gesundheitspreis flur
Betriebe, Wirtschaft und Verwaltung. Mit diesem
Preis sollen praxiserprobte Modelle betrieblicher
Gesundheitsférderung herausgestellt und einer brei-
teren Offentlichkeit bekannt gemacht werden.

Herausforderungen fiir die Arbeitswelt im 21. Jahr-
hundert

Die Ausgangsbedingungen in der heutigen Ar-
beitswelt sind durch Faktoren wie Globalisierung des
Wettbewerbs, wachsende Verbreitung neuer
Informationstechnologien, Verdnderungen der Be-
schaftigungsverhaltnisse (z.B. befristete und Teil-
zeitarbeit, Telearbeit) und alter werdende Beleg-
schaften gekennzeichnet. Zahlreiche arbeits-
wissenschaftliche und arbeitsmedizinische Untersu-
chungen konnten in diesem Zusammenhang eine
Zunahme psychischer Arbeitsbelastungen und
daraus resultierender stressbedingter Gesundheits-
stérungen nachweisen. Andererseits bekommen
Kundenorientierung und Qualitditsmanagement in
der sich wandelnden Arbeitswelt eine immer gréBe-
re Bedeutung. Gesunde, motivierte und gut ausge-
bildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden in
zukunftsorientierten Unternehmen daher als wichti-
ge Voraussetzungen fir den wirtschaftlichen Erfolg
gesehen.

Erwartungen an die betriebliche Gesundheits-
férderung

Mit der Initiierung betrieblicher Gesundheits-
férderungsmaBnahmen sind in der Regel von allen
Beteiligten hohe Erwartungen an den Er-
folg dieser Aktivitaten verbunden. Arbeit-

Lebensqualitat durch gréBere Arbeitszufriedenheit,
Abbau von Stress, Verbesserung des Betriebsklimas
und Verringerung der gesundheitlichen Arbeits-
belastungen zu gewinnen.

Wie kénnen diese hohen Erwartungen erftillt wer-
den?

Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass
die planlose Durchfiuihrung einzelner Gesundheits-
férderungsprojekte ohne Integration in eine Gesamt-
strategie nicht die erwarteten Erfolge zeigt. Daher
wurden in den letzten Jahren von staatlichen Insti-
tutionen, Krankenkassen und wissenschaftlichen
Einrichtungen Qualitatskriterien entwickelt, die als
Leitlinien fir eine erfolgreiche betriebliche
Gesundheitsférderungsstrategie genutzt werden
kénnen.

Ausgangspunkt: Ottawa Charta der WHO

Unser heutiges Verstandnis von Gesundheits-
foérderung basiert auf einer ganzheitlichen Sicht-
weise, die von der WHO anlésslich der 1. Internati-
onalen Konferenz zur Gesundheitsférderung am
21.11.1986 programmatisch als sog. Ottawa Char-
ta definiert wurde:

Gesundheitsférderung zielt auf einen Prozess, allen
Menschen ein héheres MaB an Selbstbestimmung
uber ihre Gesundheit zu erméglichen und sie damit
zur Stérkung ihrer Gesundheit zu befédhigen.

Auf dieser Basis hat das Europaische Netzwerk
fur betriebliche Gesundheitsférderung in der Euro-
paischen Union im November 1997 die sogenannte
Luxemburger Deklaration zur betrieblichen
Gesundheitsférderung verabschiedet. Darin wurden
folgende Leitlinien formuliert:

geber erwarten nicht zuletzt wirtschaftli-
che Vorteile durch sinkende Kranken-

Luxemburger Deklaration zur betrieblichen Gesundheitsférderung in

der Europdischen Union (28.11.1997)

stdnde, wachsende Leistungsfahigkeit
und —bereitschaft der Beschéftigten, zu-
nehmende Qualitédt von Produkten und
Dienstleistungen, Verbesserung des
Firmenimage und der Kunden-
zufriedenheit. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sehen Chancen, mehr
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Partizipation

Integration

Projektmanagement

Ganzheitlichkeit
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1. Die gesamte Belegschaft muss einbezogen wer-
den (Partizipation)

2. Betriebliche Gesundheitsférderung muss bei al-
len wichtigen Entscheidungen in allen Unter-
nehmensbereichen berlcksichtigt werden (In-
tegration)

3. Alle MaBnahmen und Programme mussen sys-
tematisch durchgefuhrt werden: Bedarfsanalyse,
Prioritdtensetzung, Planung, Ausfuhrung, kon-
tinuierliche Kontrolle und Bewertung der Ergeb-
nisse (Projektmanagement)

4. Betriebliche Gesundheitsférderung beinhaltet
sowohl verhaltens- als verhaltnisorientierte MaB-
nahen. Sie verbindet den Ansatz der Risiko-
reduktion mit dem Ausbau von Schutzfunktionen
und Gesundheitspotentialen (Ganzheitlichkeit)

Quality Management (EFQM) und berUcksichtigt
folgende Einflussfaktoren:

Hamburger Gesundheitspreis - Preiskriterien

Die Jury der HAG hat auf dieser Basis und unter
Berucksichtigung weiterer Quellen insgesamt 12
Qualitatskriterien fur betriebliche Gesundheits-
férderung formuliert (s. nadchste Seite).

Auswabhlverfahren fiir die Preisverleihung:

Allen Unternehmen, die sich an der Preisvergabe
beteiligten wollten, wurde ein Fragebogen zuge-
schickt, der die genannten Qualitatskriterien mit
konkreten Fragen erfasst. Die eingegangenen Fra-
gebdgen wurden von der Jury im Hinblick auf den
Erreichungsgrad der Qualitatsanforderungen quan-
titativ bewertet. Fir jede der im Fragebogen be-
schriebenen Lésungen konnten in Abhangigkeit
vom Stellenwert der Kriterien maximal 5 bzw. 10

Personalwesen

Arbeitsorganisation

BGF und
Unter- BGF- BGF-
Nehmens- Umsetzung Ergebnisse
politik
BGF-Planung
Soziale Verantwortung
Voraussetzungen Ergebnisse

SchlieBlich hat das Européische Netzwerk fur be-
triebliche Gesundheitsférderung im Mai 1999
Qualitétskriterien als Hilfestellung fur die Planung
und Durchfihrung betrieblicher Gesundheits-
férderungsmaBnahmen entwickelt, die auch Basis
der am 21. Juni 2000 verabschiedeten ,,Gemeinsa-
men und einheitlichen Handlungsfelder und Kriteri-
en der Spitzenverbande der Krankenkassen zur Um-
setzung von § 20 Abs. 1 und 2 SGB V* waren.

Die Zusammenstellung dieser Kriterien orientiert
sich an dem Modell der European Foundation for
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Punkte vergeben werden, die in einem Gesamt-
Score (max. 100 Punkte) zusammengefasst wurden.

10 Unternehmen, die nach dieser Vorauswahl am
besten abschnitten, wurden in einer zweiten
Bewertungsphase durch jeweils zwei Jury-Mitglie-
der vor Ort besucht. Im Rahmen eines
Auditierungsgesprachs wurde der Erreichungsgrad
der Qualitatskriterien prazisiert und durch Beispiele
illustriert. Danach erfolgte eine endgultige Bewer-
tung der betrieblichen Gesundheitsférderungs-
programme.
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Ergebnisse des Gesundheitspreises 2001:

16 Unternehmen haben sich fir den Gesundheits-
preis beworben. Nach der Vorauswahl wurden fol-
gende Unternehmen flr die Endauswertung ausge-
wahlt:

- ENDO-Klinik

- Amt fir Strom- und Hafenbau

- Berufsgenossenschaftliches Unfallkrankenhaus
Boberg

- Hygiene-Institut der Freien und Hansestadt
Hamburg

- Hamburger Stadtreinigung

- Bezirksamt Harburg

- Deutsche Telekom

- Hanse-Merkur

- Nestlé Deutschland

- TCT - Tollerort Container Terminal

Nach den Auditierungsgesprachen ergaben sich
die héchsten Punktwerte fir die Unternehmen:

- Unfallkrankenhaus Boberg (95 Pkt.)
- Bezirksamt Harburg (94 Pkt.)

Uberdurchschnittlich positiv fiel die Bewertung au-
Berdem fur die Unternehmen aus:

- Nestlé Deutschland (87 Pkt.)
- TCT - Tollerort Container Terminal (86 Pkt.)
Die HAG entschloss sich daraufhin, diese vier Un-

ternehmen mit dem Hamburger Gesundheitspreis
2001 auszuzeichnen.

nehmensphilosophie)?

geregelt?

Hamburger Gesundheitspreis - Preiskriterien

1. Gibt es ein Konzept zur betrieblichen Gesundheitsférderung (z.B. Rahmenplan oder Betriebs-
vereinbarung zur Gesundheitsforderung, Festlegungen in den Unternehmenszielen oder der Unter-

2. Sind die Zustandigkeiten fur die Organisation der betrieblichen Gesundheitsférderung eindeutig

3. Gibt es ein Steuerungsgremium fur die betriebliche Gesundheitsférderung?
4. Gibt es ein eigenes Budget fur MaBnahmen der betrieblichen Gesundheitsférderung?

B, Sind die Mitarbeiter/-innen und (soweit vorhanden) deren Interessenvertretung an der Gestaltung
der betrieblichen Gesundheitsférderung beteiligt?

6. Wird Uber die betriebliche Gesundheitsforderung regelmaBig informiert?

7. Werden im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Gefédhrdungsanalysen auch psychische
Belastungen und soziale Einflisse am Arbeitsplatz erfasst?

8. Werden regelmaBig Informationen (z.B. Krankenstand, betriebsarztliche Daten, Mitarbeiter-
befragung) zur Gesundheit im Betrieb erhoben?

9. Werden MaBnahmen durchgefihrt, die der Verringerung von gesundheitlichen Arbeitsbelastungen
bei der Gestaltung von Arbeitsumgebung (Licht, Larm, Staub, Klima) , Arbeitsmitteln (Ergono-
mie), Arbeitsorganisation (Mischarbeit) sowie Arbeitszeit (gesundheitsgerechte Schichtplan-
gestaltung, familienfreundliche Arbeitszeitmodelle) dienen?

10. Sind im Betrieb Arbeitsplatze fur besonders schutzbedlirftige Personengruppen (z. B. Behinder-
te, Jugendliche, altere Beschaftigte) eingerichtet?

11.  Gibt es im Betrieb Angebote (z. B. spezielle QualifizierungsmaBnahmen, Betriebssport, Ricken-
schule, Bewegungs- und Entspannungsangebote, gesunde Erndhrung, betriebliche Sucht-
pravention, Raucherentwdhnung), die der Verbesserung von Gesundheitspotenzialen dienen?

12. Werden MaBnahmen der betrieblichen Gesundheitsférderung auf ihre Wirksamkeit Gberpraft?
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Gesundheit hat einen Preis - Bezirksamt Harburg gewinnt Wettbewerb

Betriebliche Gesundheitsférderung ist mehr als
Rackenschule. Diese Binsenwahrheit ist ebenso
bekannt wie die Tatsache, dass sie vielen nutzt: Ar-
beitgebern, Krankenkassen, Unfallversicherungs-
tragern, Fihrungskréaften und natdrlich den Beschéaf-
tigten selbst.

Wie aber ist die Gesundheitsférderung umzuset-
zen, welches Ziel soll erreicht werden? Viele Ansat-
ze sind denkbar, einen Kénigsweg gibt es wohl
kaum.

Das Bezirksamt Harburg hat, wie andere Behor-
den und Amter auch, iiber Jahre hinweg einzelne
MaBnahmen zur Gesundheitsférderung durchge-
fuhrt. Die Erkenntnis, dass zwischen Personal-
entwicklung und Gesundheitsférderung enge, nicht
zu vernachlassigende Zusammenhange bestehen,
fuhrte in unserem Bezirksamt ab Mitte der 90er Jah-
re zu einer Neuorientierung. Vorhandenes Wissen
sowie die — bis dahin gelegentlich nebeneinander lau-
fenden — Aktivitdten verschiedener Akteure wurden un-
ter einem ,Dach” gebundelt: Im neu gebildeten
Arbeitskreis Gesundheit. Er ist Steuerungs- und Initiativ-
gremium mit relativ groBer Entscheidungskompetenz,
auch in Bezug auf budgetrelevante Entscheidungen.

Die Ziele hat das Bezirksamt in einer Vereinbarung
mit dem Personalrat beschrieben. Danach soll das
Gesundheitsbewusstsein der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter geférdert, die Arbeitszufriedenheit sowie die
Arbeitsmotivation erhéht, krankheitsbedingte Fehl-
zeiten verringert werden u.a.m..

Die in Seminaren, Vortragen oder Ausstellungen ver-
mittelten Themen hatten und haben nach wie vor ei-
nen hohen Stellenwert. Gleiches gilt fir andere Berei-
che, wie beispielsweise den klassischen Arbeitsschutz,
die Suchtberatung, ergonomische Arbeitsplatz-
ausstattung sowie eine enge und gute Zusammenar-
beit mit dem Arbeitsmedizinischen Dienst. Als
GesundheitsférderungsmaBnahmen in einem weite-
ren Sinne werden aber auch solche MaBnahmen be-
trachtet, die im Rahmen unseres Moderni-
sierungsprozesses umgesetzt wurden. Beispiele:

- In einem breit angelegten Beteiligungsprozess
sind Leitlinien zur FUhrung und Zusammenarbeit
entwickelt und darauf aufsetzend im Jahre 1999
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter befragt wor-
den. Ergebnisse und daraus abzuleitende MaB-
nahmen waren mit allen Betroffenen in den Dienst-
stellen zu diskutieren und im Rahmen einer
Berichtspflicht der Bezirksamtsleitung zu melden.
Ein &hnliches Verfahren wurde Anfang 2001 durch-
gefuhrt.
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Werner Marschel, Bezirksamt Harburg

- Bei gréBeren Organisationsveranderungen sind
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern weitreichen-
de Beteiligungs- und Entscheidungsbefugnisse
eingeraumt worden.

- Im Rahmen von Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen wurden mit den Produktbereichen
u.a. auch MaBnahmen zur Gesundheitsférderung
vereinbart.

b e od O O
Hampurger Gesundheitspreg

Siegerurkunde ¢

Preistriiger 2001

) oto

Bezirksamt | |:|l'|>ll|'g

Um Gesundheitsférderung noch effektiver betrei-
ben zu kénnen, ist eine méglichst umfassende Analy-
se der Situation erforderlich. Je genauer verlassliche
Ist-Daten vorliegen, um so zielgerichteter sind MaB-
nahmen planbar. Der Arbeitskreis Gesundheit hat des-
halb die Erstellung eines jahrlichen Gesundheits-
berichtes, in den alle verfigbaren Erkenntnisse zur be-
trieblichen Gesundheitslage einflieBen sollen, be-
schlossen. Die im Rahmen des dezentralen Berichts-
wesens zur Verfligung stehende Fehlzeitenanalyse
wird dabei nur ein —wenn auch wichtiger — Baustein
sein.

Die Verleihung des Hamburger Gesundheitspreises
ist fir das Bezirksamt Harburg eine Bestétigung fur
den eingeschlagenen Weg. Genauere Analysen, die
Entwicklung und Umsetzung zielgerichteterer MaBnah-
men sowie deren Evaluation werden notwendig sein,
um diesen Weg zu verfestigen.
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Der Gutachter, das Gedachtnis der Gesundheitsforderung

Ist es bei 6000-7000 Gutachten im Jahr mdglich,
aus der Tagesarbeit heraus Erkenntnisse von Allge-
meingultigkeit, Gber den Einzelfall hinaus, zu gewin-
nen? Fir den Personalérztlichen Dienst (PAD) in
Hamburg ist diese Frage klar zu bejahen. Schon
bevor wir bis 1995 eine geordnete statistische Er-
fassung der wichtigsten Arbeitsergebnisse ins Le-
ben gerufen haben, bestand ein spontaner interner
Austausch uber Beobachtungen und Trendhinweise,
von denen wir meinten, sie wirden bedeutsam wer-
den. Spatere Entwicklungen haben uns in der Inter-
pretation dieser frihen Wahrnehmungen Recht ge-
geben, und dies hat Vertrauen in ein so ungewdhn-
liches Evaluationssystem entstehen lassen.

Vielleicht gerade weil dem PAD die Rolle eines
selbst praventiv wirksamen Partners nicht zukommit,
ist diese zeitUbergreifende Beratungsaufgabe so
wichtig. Man kann sie in der Tat als ein Gedachtnis
bezeichnen, das in der Lage ist, gesundheits-
relevante Entwicklungen festzuhalten, wenn sie in
den Momentaufnahmen des Gutachters an seinen
Probanden signifikant aufscheinen. Dabei geht es
um Wahrnehmungen, die in einen typischen und ein-
heitlichen Ablauf einzumutnden pflegen: Einem ers-
ten isoliert-fliichtigen Einblick folgt, noch zuféllig, ein
Akt des Wiedererkennens, dann die (vielleicht noch
anekdotisch gepragte) zwischenérztliche Weiterga-
be und ein erster Austausch, schlieB3lich ein schon
bewusstes Warten auf Wiederholung. Am Ende der
langen Strecke dann das gesicherte Wissen, Zeu-
ge einer neuen Entwicklung geworden zu sein und
dies auch mitteilen zu sollen.

Die Medizin bietet beste Beispiele, wie auf dem
so einfachen Weg sorgféltiger Beobachtung, um-
sichtig-kritischer Bewertung der persénlichen Tages-
erfahrungen und dem Erfassen des richtigen Augen-
blicks zur Mitteilung ein groBer Wissensfortschritt
erwachsen kann. Selbst ein Weltphdnomen wie die
AIDS-Ara begann 1981 bescheiden in den Képfen
weniger genau beobachtender Arzte, die aus (im
doppelten Sinne) merkwirdigen Einzelfallen, die
separiert an der nordamerikanischen West- und Ost-
klste auffielen, den richtigen Schluss auf etwas
Neues, Wichtiges, zogen. Zwei Handvoll Patienten
reichten so aus, die Weichen fir das Notwendige in
der epidemiologischen Weitererfassung zu stellen.

Beispiele aus der Arbeits- und Berufswelt sind
weniger spektakuldr. Aber in vielen Bereichen der
Begutachtung beim PAD sind sie zu finden, ein-
schlieBlich der Felder Beihilferecht und Dienstunfall/
Berufskrankheit. Bekannt geworden sind die frihen
statistischen Interpretationen des PAD in der Trend-
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Dr. Max Reinhard Jaehn, Personalarztlicher Dienst, Personalamt

wende beim Auftreten vorzeitiger dauernder Dienst-
unfahigkeit, aber auch seine langjahrigen statisti-
schen Langsschnitte in der Feststellung der Nicht-
eignung fur bestimmte Laufbahnen und Tatigkeiten
innerhalb der Statusgruppen. Die davon angeregte
Aktionspartnerschaft mit den das Dienst- und Ar-
beitsrecht gestaltenden Ebenen - in einem zentra-
len Rahmen wie dem Personalamt Hamburg opti-
mal méglich - hat an bemerkenswerten Punkten zu
neuen Lésungen geflihrt, oft im Sinne der Verbrei-
terung der gerade dem Gutachter dienstrechtlich zur
Verfigung stehenden Alternativen. Im Rickblick wird
allerdings noch deutlicher als damals schon, dass
sich dadurch nicht nur fur die Begutachtung, son-
dern nachfolgend auch fir die personalfihrenden
Stellen die Handlungsféahigkeit verbessert hat.

Die Umbrliche gehen weiter. Mit Sorge beobach-
ten wir neuerdings z.B. in folgenden zwei ausge-
wahlten Bereichen das Auftreten schwer I6sbarer
Problemfalle:

- ,Vorgesetzte — eine unerkannte Risikogruppe?*“
Nicht mehr zu Gbersehen sind ungute Folgeer-
scheinungen gewisser Tendenzen, von Vorge-
setzten einerseits ihre Totalverantwortung fur ,,al-
les“ (vor allem die komplette Arbeitszufriedenheit
Laller) einzufordern, andererseits auch weiterhin
kritischen Verengungen ihrer Gestaltungsrdume
den Lauf zu lassen. Wir entdecken eine Zunah-
me versteckter, zwanghaft und/oder resignativ
eingefarbter Gesundheitsstérungen, die durch
den fur FUhrungskréafte typischen Selbstzwang
zum Erhalt der ,strahlenden® Fassade flr lange
Zeit weiter verscharft werden. Fehlzeiten werden
wirkungsvoll vermieden, sekundéarer Stoff-
abusus fehlt nie. Endstrecke ist, anders als so
oft, die Gefangenschaft in hochpathologischem
Freizeit- und Urlaubsverhalten und dem realitéts-
fremd gewordenen Selbsturteil, um jeden
(dienstlichen) Preis das Ruhestandsalter errei-
chen zu wollen. Bis zuletzt intakt bleibt nur die
dinne AuBBenhaut der vermeintlichen Leistungs-
stdrke und Hochmotiviertheit, der Einsturz
kommt plétzlich und far alle Gberraschend. —
Leider scheint die Problematik per se das intel-
ligente Fliehen vor der Erkennung, sprich der
Méglichkeit zur Hilfe, einzuschlieBen.

- ,Mobbing — Verfall der Begrifflichkeiten®
Zum Mobbing-Problem fehlen nach wie vor zen-
trale, von der sozialempirischen Forschung zu
leistende Klarungen. Stattdessen hat ein jour-
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nalistisch-dilettantischer Umgang mit der
Begrifflichkeit einer Verwirrung des Sprachge-
brauchs Vorschub geleistet, die kaum noch auf-
I6sbar erscheint. Jede Unzufriedenheit mit an-
deren, jedes Alltagsgezank im Dienst darf derzeit
unwidersprochen das Siegel ,Mobbing“ erhal-
ten. Wir Gutachter sehen durch diese Entwick-
lung unser Bemihen um sachgerechte
Aufarbeitung der im Einzelfall gesundheitlich re-
levanten Krafteinwirkungen geradezu paraly-
siert. Bendtigt werden wissenschaftlich aner-
kannte Definitionen mit Ausschlusscharakter
und ihre saubere Beachtung durch alle.
Auf derart neu heranwachsendes Problem-
potential kann an dieser Stelle nur ein erstes, vor-

laufiges Signalement gegeben werden. Fur gesi-
cherte Mitteilungen bedarf es geduldiger weiterer
Langsschnittbeobachtungen, selbstverstandlich
nicht nur beim PAD.

Wir méchten uns indes schon heute wiinschen,
dass fur die auf uns zukommenden Problemfelder
dieselbe Sensibilisierung im Entstehen ist, wie wir
sie in anderen Aufgabenstellungen, z.B. der schon
klassisch gewordenen Herausforderung der vorzei-
tigen dauernden Dienstunfahigkeit, begleiten konn-
ten. Der PAD wird weiterhin beharrlich und im wis-
senschaftlichen Sinne seine Arbeitsergebnisse eva-
luieren. Man erinnere sich daran, eines Tages aus
aktuellem Wissensbedarf heraus ein solches Ge-
dachtnis befragen zu kdénnen.

Die Gesundheitslotsen der Beratungsstelle Gesundheit

Gabriele Kessler, Behoérde flir Umwelt und Gesundheit

Der Informations- und Beratungs-
dienst ,Gesundheitslotsen® ist schon
1986 eingerichtet worden. Mit dem
Ausscheiden der damaligen
Stelleninhaberin im Jahr 1995 wurde
die Aufgabe von Beratungsstelle Ge-
sundheit der BUG (damals BAGS)
Ubernommen

Die Gesundheitslotsen sind ein
multiprofessionelles Beratungsteam.
Flnf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
setzten sich montags, mittwochs und
freitags in wechselnden Schichten ans
Telefon. Das Team sind derzeit die
Psychologinnen Ursula EndreB und
Gabriele Kessler, der Verwaltungsan-
gestellte Holger Hanck und die beiden
Mediziner Jens Jarke und Karl-Heinz
Marsdorf. Alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sehen auf eine langjahrige
Beratererfahrung zurtick. Schweige-
pflicht und Datenschutz sind fir uns
selbstverstandlich und Grundlage fur

BERATUNGSSTELLE
M. UGESUNDHEIT
N D

Telefuniséhe Beratung

Mo. 10-13 und 14-16 Uhr
Mi. 10-13 und 14-16 Uhr
Fr. 10-13 Uhr

bevolkerung als auch an beruflich Inte-
ressierte. Empfehlungen und Bewer-
tungen werden nicht ausgesprochen,
auch wenn dieses haufig gewlinscht
wird. Denn wie der Name sagt, mdch-
ten die Telefonberater den Anrufer
durch den Dschungel des Gesund-
heitswesens lotsen, Orientierung ge-
ben. Wichtigste Informationsquelle der
Gesundheitslotsen ist das
Dokumentationssystem LIDOS, das
etwa 1600 Dokumente zu Einrichtun-
gen und Angeboten des Hamburger
Gesundheitswesens enthélt. Die zeit-
intensive und muhevolle Aufgabe der
Datenpflege gehort fir alle Lotsen zum
Alltagsgeschaft, denn die einmal ein-
gegebenen Angaben sollten auf dem
neusten Stand gehalten werden. Als
weitere Arbeitsmittel benutzen wir ver-
schiedene Handbucher und in zuneh-
mendem MaB das Intra- und Internet.
In den meisten Fallen kdnnen Fragen

das Vertrauen, das die Anruferinnen
und Anrufer in uns setzen.

Die Hauptaufgabe der Gesundheitslotsen besteht
darin, Ratsuchenden die Orientierung im vielfaltigen
Gesundheitshilfeangebot zu erleichtern und die jeweils
optimale Anlaufstelle herauszufinden. Das Angebot
wendet sich sowohl an die Hamburger Allgemein-
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sofort beantwortet werden. Sind zusatz-
liche Recherchen nétig, vereinbaren wir
einen Ruckruf.
Die Gesundheitslotsen informieren tber
Krankenhauser / Kliniken
Ambulante arztliche Behandlung
Rehabilitationseinrichtungen
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Psychotherapie
Beratungsstellen
Selbsthilfe

Gesundheitsférderung

Im Jahr 2001 haben die Gesundheitslotsen 2248
Anfragen bearbeitet. Genutzt wurden die Gesundheits-
losen hauptséchlich von Betroffenen 64,3% , zu 21%

von Angehérigen und
13,8% von Professionel-
len. Weiterhin mehrheit-
lich sind weibliche An-
ruferrinnen 67,8% ge-
geniber 32,2 mannli-
chen Anrufern.

Die Beratungsstelle
Gesundheit hat seit 1999
ein Netz
niedrigschwelliger Bera-
tung aufgebaut das ,,Gel-
be Seiten auf zwei Bei-
nen“ genannt wird. An
diesem Netz sind Uber
50 Personen und Institu-
tionen aus dem Gesund-
heits- und Sozialwesen
beteiligt. Das sind z.B.
Mitarbeiterinnen aus
Apotheken, Pflege-
diensten, Gesundheits-

amtern oder ehrenamtliche Leiterinnen von Alten-
kreisen, kurz Menschen, die in ihrem Alltag mit ande-
ren Menschen zu tun haben, die Orientierung im Ge-
sundheitswesen brauchen. Die Berater werden von
den Gesundheitslotsen in einer kurzen Schulung mit
der Arbeit der Gesundheitslotsen vertraut gemacht,
die wichtigsten Dokumente aus der Datenbank bekom-
men sie ausgedruckt in einem Reader zur Verfligung

gestellt.

Ihre Aufgabe besteht darin, im Rahmen ihrer eige-
nen Arbeit ,,Gesundheitslotsendienste” zu leisten und
ihre Kunden bzw. Klienten Uber Dienstleistungen im

heiten hervorgegangen. Dieser Ratgeber (rot/weiBer
Umschlag) enthalt Tipps und Informationen fur alle
chronisch kranken Menschen. Der Ratgeber bietet
wichtige Hinweise zu den Themen ,Medizinische Ver-
sorgung® und ,,Psychosoziale Hilfen“ und gibt einen

Sind Sie neugierig geworden? Rufen Sie uns an!

Die Gesundheitslotsen sind montags, mittwochs und
freitags zwischen 10 und 13 Uhr und montags und mitt-
wochs zwischen 14 und 16 Uhr zu erreichen unter der
Telefonnummer 428 63 63 63.

Mdochten Sie mehr (iber die Arbeit der Beratungsstel-
le erfahren?

Den Téatigkeitsbericht und weitere Materialien kénnen
Sie im Geschaftszimmer unter der Telefonummer 042863-
6000 oder uUber die E-Mail Adresse:
beratungsstelle.gesundheit@bug.hamburg.de bestellen.

Und wenn Sie mehr Uber das Multiplikatorenmodell
wissen und vielleicht auch mitarbeiten wollen, dann wen-
den Sie sich an: Gabriele Kessler, Tel.: 428 63 6007

Gabriele.Kessler@bug.hamburg.de

Uberblick iiber das soziale Netz und die unterschied-
lichen Angebote im Gesundheitswesen mit Bezug auf
das Bundesland Hamburg. Acht gesondert erhaltli-

chen Broschuren, die
sogenannten Sondert-
eile (blau/weiBer Um-
schlag), befassen sich
ausschlieBlich mit einer
bestimmten chroni-
schen Krankheit. Sie in-
formieren - bezogen auf
die jeweilige Erkrankung
- Uber das gesamte
Spektrum der medizini-
schen Versorgung, psy-
chosozialer Hilfen und
materielle Absicherung
und sonstige
Informationsméglich-
keiten.

Um umfassend infor-
miert zu sein, bendtigt
der Ratsuchende also
immer zwei Teile, den all-
gemeinen, krankheits-

Ubergreifenden Ratgeber fir Menschen mit chroni-
schen Krankheiten und den Sonderteil, welcher sich
mit seiner chronischen Erkrankung befasst. Zur Zeit
liegen folgende Sonderteile vor:

- Tipps fur Menschen mit HIV/AIDS

- Orientierungshilfen bei Krebserkrankungen

- Tipps fur Menschen mit Diabetes (z.Zt. vergriffen)
- Tipps fur Menschen mit chronischen Schmerzen

- Tipps far Menschen mit rheumatischen Erkrankungen

Gesundheitswesen zu informieren. Damit kbnnen sie

dann vor Ort anderen Menschen helfen, die richtige

Adresse zu finden. Von diesem Netz profitieren alle

Beteiligten: Die Ratsuchenden bekommen Informati-
onen von einer bekannten oder Vertrauensperson, die
Mitglieder des Netzes auch Multiplikatoren genannt,
haben ein verbessertes Serviceangebot und die Be-
ratungsstelle Gesundheit kann ihr Wissen sehr viel
mehr Menschen zur Verflgung stellen. Zwei bis drei
mal im Jahr erhalten die Multiplikatoren auBerdem ei-
nen Rundbrief mit Informationen Uber neue interes-
sante Angebote und neue bzw. aktualisierte Dokumen-

ten.

Aus der Arbeit der Gesundheitslotsen ist eine
Ratgeberreihe fur Menschen mit chronischen Krank-
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- Tipps fur Menschen mit Schlaganfall
- Tipps fur Menschen mit allergischen Erkrankungen
- Tipps fur Menschen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen

Und das ist noch immer nicht alles!

Denn seit 1986 haben wir als AIDS-Beratungsstelle
Erfahrung. Damals der BAGS heute der BUG. Im Un-
tertitel der Beratungsstelle Gesundheit befindet sich
dieser Schwerpunkt AIDS Beratung neben den
Gesundheitslotsen gleichrangig. Wir bieten anonym
und kostenlos Beratung und Durchfiihrung des HIV-
Antikérpertests an. AuBerdem unterstitzen wir HIV po-
sitive Klienten, deren Freunde oder Angehdrige bei
der Bewaltigung der Lebenssituation durch psycho-

logische oder medizinische Einzelgesprache. Die te-

osten angesiedelt.

lefonische AIDS-Beratung ist bei den Gesundheits-

27



Zufriedene Mitarbeiter sind weniger krank

Dr. med. Andreas Dittmann, Dipl.-Ing Hans-Jurgen Muller, Landesunfallkasse Hamburg

Es ist schon eine kluge Idee - nicht mehr wie im
letzten Jahrhundert zu fragen ,Welche Arbeit macht
krank?“, sondern zukunftsweisend heranzugehen
,Was hélt die Beschaftigten mdglichst lange ge-
sund®.

Betriebliche Gesundheitsférderung ist eine moder-
ne Unternehmensstrategie, die darauf abzielt: Krank-
heiten, aber auch Stress, am Arbeitsplatz vorzubeu-
gen. Es gilt die Gesundheitspotentiale zu stérken
und das Wohlbefinden am Arbeitsplatz zu férdern.

Fehlzeiten? - Gesundheit ist mehr als Anwesenheit

Zwar wollen Unternehmen in erster Linie Produk-
te erstellen, die Gesundheit der Beschéaftigten wird
dabei aber zum wirtschaftlichen Faktor. Oft heif3t es:
»die Fehlzeit ist zu hoch®“. Aber nicht alle Fehlzeit-
ursachen sind beeinflussbar. Es wird immer 2 - 4%
echten Krankenstand geben; quasi unbeeinflussbar
sind Kuren, Mutterschutz oder Arzttermine. Nur rund
2% Abwesenheit gelten als motivationsbedingt und
damit (gut) beeinflussbar, dabei
spielt der ,blaue Montag“ jedoch
kaum eine Rolle. Systematische
Fehlzeitengesprache (Ruckkehr-
gesprache) sind zwar voruberge-
hend anwesenheitsverbessernd,

erkrankungen an. Bei taglich mehr als 4 Stunden
Computerarbeit, nehmen Beschwerden im Schul-
ter-Nackenbereich statistisch deutlich zu. Notwen-
dig sind Mischarbeitsformen mit Abwechslung und
Anreize zu kdrperlichen Ausgleichsaktivitaten bzw.
Entspannung. Gesundheitsschadlicher Stress, Ar-
ger und Angst werden zum Krankmacher Nr. 1.

Die Menschen werden élter

Rund 40 bis 50 % der krankheitsbedingten Fehl-
zeiten sind durch Langzeiterkrankungen, wie z.B.
Muskel- und Skeletterkrankungen, Herz-Kreislauf-
erkrankungen oder psychische Leiden bedingt. Des-
wegen haben viele private GroBunternehmen ihre
alteren, bzw. krankheitsanfélligeren Beschéftigten in
den Vorruhestand geschickt. So konnte der Kran-
kenstand dort teilweise auf deutlich unter 4% ge-
senkt werden, ohne dass man sich die Mihe zur
Gesundheitsférderung machte. Der 6ffentliche
Dienst hat jedoch viele Dauerbeschéftigungs-
verhéltnisse mit einer
vergleichsweise geringen Fluktuati-
on und Tarifvertrage mit vielen sozia-
len Elementen. So hat sich in einigen
Bereichen des 6ffentlichen Dienstes
ein Durchschnittsalter von 50 Le-

leisten jedoch keinen Beitrag zur  |andesunfallkasse Hamburg bensjahren und mehr herausgebil-

Gesundheitsférderung. Das
Krankenstandsrisiko steigt ab dem

ca.. 45. Lebensjahr (Zivilisationserkrankungen). Bei
chronischen Langzeitkrankheiten (40 bis 50 % des
Krankenstands) kommen Gesundheitsférderungs-
maBnahmen meist zu spat.

Die Fehlzeitquoten signalisieren hinsichtlich der
Leistungsféhigkeit und der Leistungsmotivation nur
die Spitze eines Eisbergs. Im Vorfeld von Krankmel-
dungen stellen sich bei Beschéftigten, als Ausdruck
einer schlechteren gesundheitlichen Situation,
bereits Minderleistungen ein. Deswegen macht es
Sinn, Fehlzeiten zwar als Alarmsignal zu werten, je-
doch die Gesundheit auch bei den vermeintlich ,ge-
sunden® (weil anwesend) zu férdern.

Arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren

30 bis 40% aller Erkrankungen sind durch arbeits-
bedingte Gesundheitsgefahren mitverursacht. Die
Technisierung fuhrte zwar zum Rlckgang kréfte-
zehrender Schwerarbeiten, aber immer problemati-
scher werden das Sitzen, die Zwangshaltungen und
der Bewegungsmangel. Muskel- und Skelett-
erkrankungen fuhren die Hitliste fur Langzeit-
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det. Im &ffentlichen Dienst bewirkten

soziale Elemente und tarifliche Be-
sonderheiten hohe Durchschnittsalter (ca. 50 LJ.).
Durch Einstellungsstopps verstarkt sich die
Belegschaftstiberalterung. Der klinftige Arbeitsmarkt
Europas wird jedoch infolge der geburtenschwa-
chen Jahrgange nicht genug junge Berufsanfanger
bieten. In der Uberalterung der Belegschaften liegt
kinftig eines der gr6Bten Probleme in der Unter-
nehmensfihrung.

Alte Hasen kénnen es oft besser

Die bisherige Entwicklung mit stdndiger Leistungs-
verdichtung und raschem Veranderungsdruck in den
Arbeitsbereichen hat dazu gefuhrt, dass sich prak-
tisch alle Beschaftigungsbereiche auf ihre Kernauf-
gaben konzentriert haben. Nischen- und
Schonarbeitsplatze gibt es kaum noch. Zudem wird
in unserer Gesellschaft der vorurteilsfreie Umgang
mit dem Alter noch kaum praktiziert. So wird Alter
falschlich immer noch als negativ angesehen (stig-
matisiert) und mit Leistungsschwache infolge nach-
lassender Krafte gleichgesetzt. Gesundheits-
férderung heiBt hier, neue und vorurteilsfreie Her-
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angehensweisen an das Tabu-Thema ,Altere* zu fin-
den, denn Uberalterung ist ein europaweites Pro-
blem. Die Positivaspekte des Alters, die menschli-
che Reife und Erfahrung, werden noch viel zu we-
nig genutzt. Inzwischen hat die Arbeitsmedizin nach-
gewiesen, dass die Leistungsfahigkeit der Men-
schen langer anhalt, wenn die korperliche Arbeits-
belastung in den letzten Berufsjahren reduziert wird.
Hier gilt es die Potentiale alterer Menschen mit
gezielten PersonalentwicklungsmaBnahmen zu for-
dern und die Gestaltung der Arbeitsformen zu Gber-
denken. Noch ist hierzu in Deutschland aber wenig
geschehen; die Gesundheitsférderung steht hier an
ihrer groBten Herausforderung. Die Uberalterung
wird uns selbst betreffen.

Zufriedene Mitarbeiter sind weniger krank

Viel Arger und Frustration entsteht durch organi-
satorische Ungereimtheiten oder Arbeitsplatz-
mangel (Arbeitsbelastungen, EDV-Probleme,
Fortbildungsangebote u.a.); dieses ist ein
Krankheitsrisiko. Entgegen allgemeiner Annahme
wirken sich Mangel der Arbeitsplatzumgebung
(R&umlichkeiten, Klima, Mobiliar) kaum auf den
Krankenstand aus. Besonders krankmachend sind
jedoch die psychischen Probleme durch mangel-
hafte Personalfuhrung: Angst, Ungleichbehandlung,
unzureichender Informationsfluss ohne
Entscheidungsbeteiligung oder Anerkennung. Er-
wiesen ist, dass die Beschaftigten das Vorgesetzten-
verhalten gegenlber anderen Problemen am we-
nigsten tolerieren. Aus der Automobilbranche
kommt die provokante These, dass jeder Vorgesetz-
ter den Krankenstand seines Bereiches mehr oder
weniger selber verursacht. Bei Versetzung passte
sich der Krankenstand im neuen Bereich an den vor-
herigen an.

Nun ware es aber problematisch, all das Fehl-
zeitenproblem nur auf die sogenannte mangelnde
,S0ziale Kompetenz“ des Vorgesetzten zu reduzie-
ren. Das Beziehungsgeflecht zwischen Fihrung und
den Beschaftigten untereinander ist komplexer
(menschliche Spannungen, frustriertes Schweigen
oder ungleiche Bezahlung). Gesundheitsférderung
heiBt jedoch, dass Vorgesetzte regelmaBig geschult
und gecoacht werden mussen. Es ist unverzichtbar,
dass sich der Vorgesetzte Zeit nimmt und sich um
das Befinden seiner Mitarbeiter kimmert. Das ,Spre-
chen® ist ein Hauptteil der Fihrungsaufgabe.

Befragungen und moderierte Gruppengespréache

Wie kommt man schnell und stimmig an die Be-
darfe der Beschaftigten heran? Gesundheitsberichte
(Krankenkassen- und Betriebsdaten) kénnen
Problembereiche identifizieren, liefern aber noch
keine Ursachenanalyse. Fragebogenaktionen gehen
schnell, haben aber meist nur einen Rucklauf von
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20% und die Glte der Antworten schwankt. Aufsu-
chende Interviewgesprache kénnen diese Schwa-
chen zwar ausgleichen, sind aber zeitaufwendig.
Checklisten sind bei psychischen Belastungen un-
geeignet. Aus diesem Grunde bevorzugen viele
Gesundheitsfachleute das moderierte Gruppen-
gespréach. Die subjektive Einschatzung der Beschéf-
tigten kann aufwendige Arbeitsplatzuntersuchungen
ersetzen. Als Einstieg werden in der sog. ,mode-
rierten Arbeitssituationsanalyse“ (nach Prof. Nieder
/ Mischaik, Hamburg 1995) nacheinander 3 Fragen
gestellt:

1. Halten Sie eine Veranderung lhrer Arbeits-
situation fur
- sehr wichtig?
- teilweise wichtig?
- nicht wichtig?
2. Welche Bereiche der Arbeitssituation sollten
veradndert werden?
- Arbeitsumgebung / Ergonomie?
- Arbeitsorganisation?
- Arbeitsinhalte?
- FUhrungsverhalten?
- Gruppenklima?
- Wertschatzung der Arbeit?
- Zusammenarbeit der Abteilungen
3. Was sollte vorrangig verbessert werden?

Man kommt schnell an wesentliche Bedarfe her-
an und im Gruppenkonsens erdachte Lé6sungen ha-
ben Akzeptanz. Zunéchst sollten die kurzfristig er-
zielbaren Verbesserungen umgesetzt werden. Ermu-
tigt durch erste sichtbare Anfangserfolge kénnen
dann Gesundheitszirkel gebildet werden. Zirkel-
sprecher sollten vertrauensbildend dabei sein, wenn
die Leitung Uber Lésungswege diskutiert. Die Ge-
sprache gehdren zum betrieblichen Vorschlagswe-
sen, da sich die Aufgabenerfillung verbessert.
Gesundheitszirkel funktionieren nur, wenn die Fuh-
rung Verdnderungen auch tatkraftig will.

Was kann man konkret tun?
Grundsatzlich bieten sich drei Ansatz-
mdglichkeiten:

Stresspréavention - vor der Entstehung einer
Stresssituation

Stressbewaltigung - in einer Stresssituation
Stressabbau - nach einer Stresssituation

Was sinnvoll und wirksam ist, kann nicht generell
Ubergesttlpt werden. Gut sind vorherige Recher-
chen: z.B. Gesundheitsberichte, Gefdhrdungs-
beurteilungen, Mitarbeiterbefragungen und betriebs-
arztliche Gesundheitsuntersuchungen. Die MaBnah-
men sollen unter Beteiligung der Beschéaftigten aus-
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gewaéhlt und ausprobiert werden. Die Palette der
betrieblichen Gesundheitsférderung reicht von in-
dividuellen Angeboten (z.B. Fortbildung zur Stress-
bewaltigung und Konfliktldsung, Vorsorge und
Reha) bis zu Fihrungsseminaren und teamweiten
Programmen (Bewegung, Teamseminare, gesunde
Kantinenmenus). Neben struktureller Verbesserung
der Arbeitsbedingungen gilt es auch die Ablaufe zu
verbessern: engere Beteiligung an
Entscheidungsfindungen bzw. besserer
Informationsfluss.

Héaufige Fehler

Oft heiBt es nur ,macht erst mal“, ohne ernsthaf-
tes Wollen oder es kommt zu ,alibihaften® Aufgaben-
Ubertragungen (Betriebsarzten). Erndhrungs- oder
Bewegungsprogramme, bzw. Gesundheitsaktions-
tage sind - isoliert gestartet - erfolglos.

Gesundheitsférderung erfordert ein
unternehmerisches Gesamtkonzept mit einer ganz-
heitlichen Personal- und Organisationsentwicklung.
Mit kleinen und erfolgversprechenden Schritten
fangt man an. Ein Steuerungsgremium (z.B.
Arbeitsschutzausschuss) sollte koordinieren und die
Wirksamkeit der MaBnahmen Uberprifen (evaluie-
ren). Wird jedoch in der Hohe des Krankenstands
das alleinige Indiz fir die Wirksamkeit gesehen, wére
ein ,Lotto-Spiel aussichtsreicher”, dazu sind
Krankenstandsursachen viel zu komplex.

Landesunfallkasse und Krankenkassen helfen

Die Landesunfallkasse Hamburg berat und gibt
den Betrieben Hilfe zur Selbsthilfe, z.B. durch ge-
forderte Projekte und Seminare (z.B. Bewegen statt
Heben, Aufbau eines Gesundheitsmanagements,
Umgang mit Fehlzeiten, Schallddmmung, Liftung
und Beleuchtung). Die Krankenkassen erganzen die
MaBnahmen.

Ein Beispiel aus der Praxis

Beispielhaft fur Praventionsprojekte der Landes-
unfallkasse Hamburg wird im Folgenden das
»,Coaching bei der Handhabung von Lasten* vorge-
stellt. Dabei geht es um neue Ansatze zur kérperli-
chen Entlastung der - insbesondere auch alteren -
Beschaftigten in verschiedenen Arbeitsbereichen.
Diese Herangehensweise bewéhrte sich bereits in
unterschiedlichen Tatigkeitsbereichen: Forstarbeiter,
Gartner, Steinsetzer, Gepackauflader am Flughafen,
Pflegekréafte, Sonderschullehrerkraften u.a.. Das
Coaching ist bei korperlichen Arbeiten eine praxis-
nahe Erganzung des Gesundheitsschutzes und hilft
Leistung zu optimieren. Das Amt Strom- und Hafen-
bau hat in Kooperation mit der Landesunfallkasse
Hamburg eine ausfuhrliche Broschire zum
Praventionsansatz herausgegeben: ,Arbeit
gesunder machen - Gesundheitsférderung im
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Arbeitsbereich der Stackwerker”, Ansprechpartner:
Hans Peter Stdlken 040 / 428 47 2359.

Das Problem: Altere Beschaftige haben sich
Bewegungsabldufe angewdhnt, die mehr oder we-
niger gesundheitszutraglich sind. Um hier rucken-
gerecht einzugreifen, kann man nicht mit Unterwei-
sungen oder einer Rluckenschule die gewohnten
Alltagsbewegungen verandern.

Der Grundgedanke: Das Coaching vollzog sich
zunéchst im Spitzensport und in den Fuhrungs-
etagen der Wirtschaft. Gemeint ist eine ,wahrneh-
mende partnerschaftliche Begleitung®. Dieses Vor-
gehen bewahrte sich auch im gewerblichen Bereich,
z.B. bei der Lastenhandhabung. Der Coach (Sport-
wissenschaftler, Bewegungstherapeut u.a.) be-
spricht die Defizite, die er wahrnimmt, mit den Sport-
lern bzw. den Beschéftigten. Er macht Vorschlage,
stellt aber keine Regeln auf. Im Gegensatz zu einer
Schulung stellt das Coaching den
partnerschaftlichen Umgang und das gemeinsame
Erarbeiten von Problemlésungen in den Vorder-
grund und findet direkt am Arbeitsplatz statt.

Der Wert dieses Vorgehens liegt u.a. in der hohen
Akzeptanz. Die Ziele werden gemeinsam abgesteckt
und im Prozess aktualisiert. In einem guten
Coaching muss sich niemand beweisen. Beim
Coaching entstehen die Anséatze nicht am ,griinen
Tisch®, sondern in der Praxis. Die Erfahrungen beider
Parteien flieBen tatigkeitsbegleitend in den Prozess
ein. Der kollegiale Dialog des Teams wird gefordert
und es wachst die Zahl praxisnaher Verbesserungs-
vorschlage. Letzteres ist gerade bei Kosten-
Uberlegungen vorteilhaft, da bei dieser Personal-
maBnahme keine Ausfallstunden fir Seminar-
besuche anfallen.

Fragen Sie Ihre Ansprechpartnerinnen und
Ansprechpartner in der Landesunfallkasse
Hamburg oder wenden Sie sich an das
Referat flir Gesundheit und Arbeits-
medizin:

Herr Dr. med. Andreas Dittmann
Telefon 040/271 53 -226 /-0
Fax 040/271 53 - 1226 / - 1000

E-Mail: andreas.dittmann@Iuk-
hamburg.de
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»,Gesundheitsféorderung in der Arbeitswelt*
- ein Forschungsschwerpunkt an der Fakultat fir Gesundheits-
wissenschaften der Universitat Bielefeld

»,Gesundheitsférderung in der Arbeitswelt” ist an
der Fakultat fur Gesundheitswissenschaften der
Universitat Bielefeld seit Jahren ein zentrales
Forschungsfeld der Arbeitsgruppe | unter Leitung
von Professor Dr. B. Badura. Eine der Ausgangs-
thesen der Arbeitsgruppe in diesem Forschungsfeld
lautet, dass die Gesundheit der Beschéftigten
zuallererst durch Arbeitsbedingungen und
Organisationsstrukturen beeinflusst wird. Das Au-
genmerk der Forschungsarbeit liegt dabei neben der
Identifizierung von Risiken und deren Kontrolle, auf
der Férderung von Gesundheitspotenzialen. Im Fol-
genden sollen einige Forschungsprojekte und
Arbeitstatigkeiten, zum Themenfeld Gesundheits-
forderung in der Arbeitswelt vorgestellt werden.

Ein Forschungsgebiet in der bisherigen
Forschungsarbeit lag im Krankenhausbereich. In
dem Forschungsprojekt ,,Gesundheitsférderung im
Krankenhaus“ (Prof. Dr. B. Badura, B. Muller, E.
Munch), das von 1992 bis 1995 im Stédtischen Kran-
kenhaus Solingen durchgefuhrt wurde, ging es um
die Entwicklung von Initiativen zur Gesundheits-
férderung, die Erprobung des Instruments
Gesundheitszirkel sowie um die Verknipfung von
institutionellen, partizipativen und aktiv gesundheits-
forderlichen Anséatzen im Rahmen eines
Organisationsentwicklungsprozesses. Aus den dort
gemachten positiven Erfahrungen entstand das
Nachfolgeprojekt ,Gesundheitsférderung im Kran-
kenhaus: Gesundheitszirkel im arztlichen Dienst und
ihre Evaluation® (Prof. Dr. B. Badura, Dr. C. Adam,
U. Vogt), das von 1996 bis 1998 in zwei nordrhein-
westfalischen Krankenhdusern durchgefuhrt wurde.
Der Schwerpunkt der Forschungsarbeit lag hier auf
der Erprobung des Instruments Gesundheitszirkel
im arztlichen Dienstbereich. Hintergrund des
Forschungsprojekts war die aus der Literatur be-
kannte Problematik, dass Krankenhausérztinnen
zwar vielfachen Belastungen am Arbeitsplatz aus-
gesetzt sind, selbst aber nur selten in gesundheits-
férderliche Initiativen involviert sind. Ein ebenfalls im
Krankenhausbereich angesiedeltes Projekt ist das
Forschungsprojekt ,Unternehmensfihrung mit bio-
psychosozialen Kennzahlen®. Bei diesem - auf drei
Jahre (2001 bis 2003) angelegten - Forschungsvor-
haben handelt es sich um ein Kooperationsprojekt
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Ulla Vogt, Universitét Bielefeld, Fakultat fur Geisteswissenschaften

von drei Universitdten. Neben der Universitat
Bielefeld (Prof. Dr. Badura, H. Erfkamp) sind die TU
Dresden (Prof. Dr. Richter) und die Universitat zu
KolIn (Prof. Dr. Pfaff) involviert. In diesem Forschungs-
projekt steht die Entwicklung, die Erprobung und
die pilothafte Anwendung von FUhrungs-
instrumenten zur Behebung psychosozialer
Wissensdefizite der Fihrungskréafte im Mittelpunkt

Professor Dr. B. Badura gehért zu den renom-
miertesten Wissenschaftlern aus dem Bereich
betrieblicher Gesundheitsférderung. Seine wis-
senschatftliche Mitarbeiterin Ulla Vogt hat als ex-
terne Expertin beratend an der Erarbeitung des
Konzeptes Gesundheitsférderung in der
hamburgischen Verwaltung teilgenommen. Die
Forschungsprojekte an der Bielefelder Fakultét
fur Gesundheitswissenschaften zeigen exem-
plarisch die Entwicklung der betrieblichen
Gesundheitsférderung in den letzten Jahren auf.

der Forschung. In dem Projekt geht es darum, ein
Kennzahlensystem zu entwickeln und modellhaft zu
erproben, das sowohl medizinische als auch psy-
chosoziale Kennzahlen enthélt und eine Basis fur
ein ganzheitliches Controlling der Humanressourcen
und der Kundenbeziehungen in personen-
bezogenen Dienstleistungsorganisationen bildet.
Neben diesen im Krankenhausbereich angesie-
delten Forschungsprojekten wurden dieses Jahr
zwei weitere Forschungsvorhaben abgeschlossen,
bei denen es um die wissenschaftliche Begleitung
und Evaluation von Modellvorhaben zur
Institutionalisierung von Gesundheitsférderung im
betrieblichen Alltag ging. Dabei handelt es sich
einmal um das ,Gesundheitsprojekt Betriebe
Bethel®, das von der Berufsgenossenschaft flr Ge-
sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (Hamburg) in
Auftrag gegeben und von der Fakultat far
Gesundheitswissenschaften der Universitét Bielefeld
(Prof. Dr. B. Badura, U. Vogt) wissenschaftlich be-
gleitet wurde. In diesem Forschungsprojekt stand
die Erprobung von Gesundheitszirkeln und die
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Schaffung von Strukturen fir eine dauerhafte Ein-
bindung von Gesundheitsférderung in die betriebli-
chen Strukturen im Mittelpunkt. Das zweite
Forschungsprojekt in diesem Bereich ist das Pro-
jekt ,Effiziente Organisations- und Fuhrungsformen
— ein integratives Projekt zur betrieblichen
Gesundheitsférderung®, das von der Gewerkschaft
Verdi ins Leben gerufen wurde. Die wissenschaftli-
che Begleitung und Evaluation (Prof. Dr. B. Badura,
E. Minch, U. Walter) wurde von der Hans-Béckler-
Stiftung in Auftrag gegeben. Gegenstand der
Begleitforschung ist zum einen die Evaluation der
organisationsweiten Implementation von betriebli-
chen Gesundheitsmanagementstrukturen und zum
anderen die Einflhrung und Umsetzung
gesundheitsférderlicher MaBnahmen in den
Interventionseinheiten der beteiligten Modell-
betriebe. Beide Projekte befinden sich zur Zeit in
der Phase der Abschlussberichterstellung.

Ein ebenfalls im Auftrag der Hans-Bdckler-Stiftung
von 1996 bis 1998 durchgefuhrtes Forschungs-
projekt (Prof. Dr. B. Badura, W. Ritter, M. Scherf) rich-
tete sich auf die Erstellung und Erprobung eines
Leitfadens zur betrieblichen Gesundheitsférderung.
Ziel dieses Forschungsvorhabens war es, neben
Qualitatskriterien auch ein systematisches Vorgehen
fur die betriebliche Gesundheitsférderung zu entwi-
ckeln, durch das betriebliche Akteure in die Lage
versetzt werden, Schwachstellen in Strukturen und
Prozessen des betrieblichen Gesundheits-
managements zu identifizieren und den Gesamt-
prozess als Lernzyklus in den betrieblichen Alltag
zu integrieren. Die Ergebnisse dieses Projektes
wurden in dem Buch ,Betriebliches Gesundheits-
management — ein Leitfaden fur die Praxis® (Badura,
Ritter, Scherf 1999) verdffentlicht. Aufbauend auf
neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen und auf-
bauend auf den mit dem Leitfaden gesammelten
Erfahrungen, wurde durch Prof. Dr. B. Badura, M.
Finke und T. Hehlmann eine grundlegende Uberar-
beitung erstellt, die voraussichtlich im Mai diesen
Jahres erscheinen wird.

Gerade begonnen wurde ein vom Ministerium far
Arbeit, Soziales, Qualifikation und Technologie des
Landes Nordrhein-Westfalen geférdertes Projekt mit
dem Titel ,Fernstudienprogramm betriebliches
Gesundheitsmanagement®, das gemeinsam vom
Berufsforschungs- und Beratungsinstitut fUr interdis-
ziplinére Technikgestaltung e.V (BIT) in Bochum und
der Fakultat fur Gesundheitswissenschaften (Prof.
Dr. B. Badura, U. Walter) bearbeitet wird. Ziel die-
ses Forschungsprojektes ist es, ein fur die einbezo-
genen Betriebe maBgeschneidertes Ausbildungs-
konzept zum betrieblichen Gesundheits-
management zu entwickeln. Das Programm richtet
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sich an betriebliche Entscheider, Fihrungskrafte und
Experten im Bereich Arbeits- und Gesundheits-
schutz. Das Projekt startet mit einer Modellphase
(Machbarkeitsstudie), die einen Zeitraum von neun
Monaten umfasst und darauf ausgerichtet ist, den
betrieblichen Bedarf fur ein solches Fernstudiums-
programm auszuloten. Die Forschungsarbeit der
Arbeitsgruppe | ist auch auf die Evaluation von
Gesundheitférderungsprojekten gerichtet. Zur Zeit
wird im Auftrag der Stadt Detmold und des GUVV
Westfalen-Lippe eine Evaluationsstudie zu dem Pro-
jekt ,Betriebliche Gesundheitsférderung in der Stadt-
verwaltung Detmold* erstellt.

Neben diesen Forschungsarbeiten ist dartber hi-
naus noch auf zwei zentrale Buchprojekte zu ver-
weisen: Zum einen betrifft dies die — gemeinsam mit
dem AOK Bundesverband - jahrliche Herausgabe
des Fehlzeiten-Reports, der neben der Darstellung
aktueller und differenzierter Daten zu den krankheits-
bedingten Fehlzeiten in der deutschen Wirtschaft
auch immer vielféltige Beitrdge zu verschiedenen
Themen aus dem Feld Arbeitswelt und Gesundheits-
férderung liefert. Daneben ist auch auf das durch
die Bertelsmann Stiftung und die Hans-B&ckler-Stif-
tung (2000) herausgegebene Buch ,Erfolgreich
durch Gesundheitsmanagement. Beispiele aus der
Arbeitswelt” zu verweisen. Dieses Buch — das unter
der wissenschaftlichen Leitung von Prof. Dr. B.
Badura entstanden ist — zeigt am Beispiel zahlrei-
cher namhafter Unternehmen auf, wie betriebliches
Gesundheitsmanagement Eingang in die betriebli-
che Praxis findet.

AbschlieBend ist als weiterer Forschungs- und
Arbeitsschwerpunkt noch die Mitarbeit in der von
der Bertelsmanm-Stiftung und der Hans-Béckler-
Stiftung geleiteten Expertenkommission ,Die Zu-
kunft einer zeitgeméaBen betrieblichen Gesundheits-
politik“ zu nennen, deren Ziel es ist, Empfehlungen
Uber Rahmenbedingungen, Ziele, Zustandigkeiten,
Rechte, Pflichten und Leistungen an die zahlreichen
Akteure in dem Feld der betrieblichen Gesundheits-
politik zu erarbeiten.
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Aus dem offentlichen Dienst

Laufbahnrechtliche Zuordnung der neuen Hochschulabschliisse Bachelor

und Master

Zwischen der Kultusministerkonferenz (KMK) und
der Innenministerkonferenz (IMK) besteht Streit Gber
die generelle laufbahnrechtliche Zuordnung von
Fachhochschul-Masterabschlissen. Die KMK befur-
wortet die grundséatzliche Zuordnung zum héheren
Dienst, die IMK zum gehobenen Dienst. Wie kam
es dazu?

Mit dem Vierten Gesetz zur Anderung des
Hochschulrahmengesetzes (HRG) vom 28. August
1998 ist den deutschen Hochschulen die Mdglich-
keit er6ffnet worden, Bachelor- und Master-
studiengange zu erproben. § 19 HRG besagt, dass
zur Erprobung Studiengdnge eingerichtet werden
kdénnen, die zu einem Bachelor- oder Bakkalaureus-
grad und zu einem Master- oder Magistergrad fuih-
ren. Die Regelstudienzeit betrédgt bei Bachelor-
studiengangen mindestens drei und hdchstens vier
Jahre, bei Masterstudiengéngen (hier besteht aus-
drucklich keine Identitat mit herkémmlichen
Magisterstudiengangen) mindestens ein Jahr und
héchstens zwei Jahre.

Sog. konsekutive Studiengange, also aufeinander
abgestimmte Bachelor- und Masterstudiengange,
die nacheinander durchlaufen werden, durfen eine
Regelstudienzeit von 5 Jahren nicht Gberschreiten.
In Ausnahmefallen ist die Festsetzung langerer Re-
gelstudienzeiten zuldssig. In Hamburg (HmbGVBI.
S. 171) sind die Regelungen des HRG uber die
probeweise Einfihrung von Bachelor- und Master-
studiengangen durch das Gesetz zur Neuordnung
des Hochschulrechts vom 18. Juli 2001 in das
Hamburgisches Hochschulgesetz (HmbHG) tber-
nommen worden.

Die Grunde, die den Gesetzgeber dazu bewogen
haben, neben die an den deutschen Hochschulen
bereits vorhandene Studiengangs-Vielfalt weitere
Studiengédnge und —abschlisse zu stellen liegen
darin, deutsche Hochschulen zum einen fUr aus-
landische Studierende attraktiver zu machen, zum
anderen aber die beruflichen Chancen deutscher
Absolventen im Ausland zu verbessern. Ausgangs-
Uberlegung war dabei, dass der Bekanntheitsgrad
und die Verwertbarkeit deutscher Diplome im Aus-
land begrenzt ist. Dies gilt insbesondere fur
Fachhochschuldiplome. In weiten Teilen des Aus-
lands gilt zudem die ,deutsche” Bezeichnung ,,Di-
plom“ als ,undifferenzierte Qualifikation® auch im
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nichtakademischen Bereich. Demgegentiber ist das
angelsachsische Graduierungsmodell (Bachelor,
Master) am ,Weltmarkt“ allgemein akzeptiert.’

Die Erprobung von Bachelor- und Master-
studiengangen ist allen Hochschulen? er6ffnet und
soll insbesondere die Stellung der Fachhochschu-
len im internationalen Vergleich starken. Die Bun-
desregierung hat im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens (s. Fn. 1) ausdrucklich darauf hingewie-
sen, dass die Gefahr einer Abwertung des Fach-
hochschuldiploms mit der Einfihrung des Bache-
lor- und des Mastergrades an Fachhochschulen
nicht verbunden ist.

Bereits im Méarz 1999 hatte die KMK landeruber-
greifende Strukturvorgaben flr die neuen Studien-
gange und ihre Abschlisse verabschiedet, die sich
u.a. auf die Studienstruktur und -dauer, Zugangs-
voraussetzungen und Ubergange, die Abschliisse
und Abschlussbezeichnungen beziehen. Diese
Strukturvorgaben waren notwendig, um die neuen
Studiengange in das hergebrachte System der Di-
plom-, Magister- und Staatsexamensstudiengéange
einzufiigen und sie - entsprechend der Intention des
Gesetzgebers - fur die internationale Zusammenar-
beit durch klare und verléssliche Angaben attraktiv
zu machen.

Die Einfihrung von Bachelor- und Master-
studiengangen hat sich seit dem In-Kraft-Treten der
Anderung des HRG rasant entwickelt. So hat sich
die Zahl neu eingerichteter Studiengange von rund
100 im Jahr 1998 Uber ca. 450 Ende 2000 bis auf
ca.1100 zum Jahresende 2001 gesteigert.

In Hamburg gibt es derzeit 32 Bachelor- und 25
Masterstudiengange, davon 7 Masterstudiengénge
an der Hochschule fur angewandte Wissenschaf-
ten Hamburg (ehemals Fachhochschule Hamburg).
Von diesen 57 Hamburger Studiengangen sind
bislang 10 einem Akkreditierungsverfahren unterzo-
gen worden, darunter 5 Masterstudiengange an der
HAW sowie ein Masterstudiengang an der HWP
(Hamburger Universitat fur Wirtschaft und Politik).

Akkreditierung

Zur Sicherung der Qualitét in Lehre und Studium
durch die Feststellung von Mindeststandards und
um Studierenden, Arbeitgebern und Hochschulen
eine verlassliche Orientierung bei der Einrichtung
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und Durchfihrung der neuen Studiengénge zu ge-
ben, wurde durch Beschluss der KMK vom 3. De-
zember 1998 der Akkreditierungsrat eingerichtet. Die
Aufgabe des Akkreditierungsrates besteht darin,
Agenturen zu begutachten bzw. zu akkreditieren, die
ihrerseits wiederum die zunachst probeweise ein-
gefuhrten Studiengadnge Bachelor/Bakkalaureus
und Master/Magister akkreditieren. Die Agenturen
wie die von ihnen akkreditierten Studiengénge tra-
gen im Falle einer erfolgreichen Begutachtung das
Qualitatssiegel des Akkreditierungsrates. In Ausnah-
meféllen kann der Akkreditierungsrat auch selbst
Studiengange akkreditieren. Der Akkreditierungsrat
setzt sich aus 14 Mitgliedern zusammen, dies sind
Vertreter der Lander, der Hochschulen, der Studie-
renden und der Berufspraxis (hier sowohl von Sei-
ten der Arbeitgeber- als auch der Arbeitnehmer-
organisationen).

Laufbahnrecht versus Hochschulrecht

Wahrend seit der Einfihrung der Fachhochschul-
ausbildung fur Laufbahnen des gehobenen Diens-
tes Ende der 70er Jahre die Verhéltnisse zwischen
Dienst-/Laufbahnrecht und Hochschulrecht relativ
»wohl geordnet® und weitgehend ,stabil” waren, hat
die Einfuhrung der Bachelor- und Master-
studiengédnge mit seinen Folgewirkungen -
zumindest teilweise - fur Turbulenzen zwischen der
Kultusseite und der Dienstrechtsseite gesorgt.

Ein Blick in das Beamtenrechtsrahmengesetz
(BRRG) gibt Antwort auf die Frage, welche Bedeu-
tung / Auswirkung die geschilderte Einrichtung der
neuen Studiengénge auf das Dienstrecht hat. Das
(BRRG) siehtin § 13 Abs. 3 vor, dass die Laufbahn-
vorschriften unter Bertcksichtigung der besoldungs-
rechtlichen Regelungen bestimmen, welche
Bildungsgange und Prifungen die Voraussetzungen

Hochschulrahmengesetz (HRG)

Bachelorstudiengange Masterstudiengange

Laufbahnrecht

Hochschulrecht versus Laufbahnrecht
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fur die Laufbahn erflllen. Die Bildungsvorausset-
zungen mussen geeignet sein, in Verbindung mit
der fur die Laufbahn vorgeschriebenen berufs-
praktischen Ausbildung oder Tatigkeit die Anforde-
rungen der Befahigung fur die Laufbahn zu erfallen
(entspr. § 18 Abs. 2 HmbBG).

Selbstverstéandlich streben nicht nur die Absolven-
ten der herkdbmmlichen Diplom-, Magister- und
Staatsexamensstudiengénge in den 6ffentlichen
Dienst, auch die Absolventen der neuen Bachelor-
und Magisterstudiengdnge werden sich klnftig,
jedenfalls zu einem kleinen Teil, — sofern geeignete
Fachrichtungen vorhanden sind — um die Einstel-
lung in den 6ffentlichen Dienst bemuhen. Insofern
gilt es natdrlich, vor dem Hintergrund der oben ge-
nannten dienstrechtlichen Regelungen festzustellen,
inwieweit die neuen Studienabschlisse ,in Verbin-
dung mit der fur die Laufbahn vorgeschriebenen
berufspraktischen Ausbildung oder Téatigkeit die An-
forderungen der Befahigung fur die Laufbahn erful-
len®. Diese Feststellung zu treffen, istim Grundsatz
Aufgabe der Dienstrechtsseite.

Nun ist aber die Kultusseite der Dienstrechtsseite
in diesem Punkt zuvor gekommen, indem die KMK
sich mit Beschluss vom 14.04.2000 dafur ausge-
sprochen hat, dass Bachelorabschliisse — unabhan-
gig davon, ob sie an einer Fachhochschule oder
einer Universitat erworben wurden — dem gehobe-
nen Dienst zuzuordnen sind und Masterabschllsse
— ebenfalls unabhangig von der Hochschulform -
den Zugang zum hdheren Dienst er6ffnen. Sie hat
dabei betont, dass sich das herkémmliche Lauf-
bahn- und Tarifsystem bei der Realisierung der
bildungspolitischen Ziele, die mit der Einfihrung des
neuen Graduierungssystems verbunden sind, als
hinderlich erweise.

Basis dieses Beschlusses sind die Strukturvor-

gaben der Kultusministerkonferenz zur Einfuh-

rung dieser neuen Studiengdnge vom

05.03.1999, die bezuglich der jeweiligen Ab-

schlusse nicht nach Studiendauer oder Art der

Hochschule (Universitdt oder Fachhochschule)

unterscheiden und den Masterabschluss gene-

rell auf der Ebene des bisherigen universitaren

Diploms ansiedeln.

Langfristig fordert die KMK die Aufgabe der Dif-
ferenzierung in die Laufbahnen des gehobenen
und des hdheren Dienstes des herkdmmlichen
Laufbahn- und Tarifsystems. ,Demnach sollten al-
len Hochschulabsolventen mit einer mindestens
dreijahrigen Hochschulausbildung gleiche Chan-
cen beim Zugang zum &ffentlichen Dienst eroff-
net werden®, so die mittelfristige Zielsetzung der
KMK in ihrem Beschluss vom 14.4.2000.

Das Personalamt hatte im Rahmen einer ers-
ten Befassung mit dieser Beschlusslage der KMK
im Bund-Lander-Arbeitskreis fir Beamten-
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rechtsfragen (AK-BR) darauf hingewiesen, dass vor
dem Hintergrund der bereits oben angeflhrten
dienstrechtlichern Regelungen ohne eine inhaltliche
ErschlieBung der neuen Bachelor- und Master-
studiengange keine generelle Aussage daruber
mdglich sei, ob sie geeignet sind, die Zugangsvor-
aussetzungen fur eine Laufbahn des gehobenen
bzw. des héheren Dienstes zu erfullen. Soweit je-
doch derartige Studiengadnge an einer Fachhoch-
schule betroffen sind, entsprechen sie aufgrund der
Aufgabenstellung der Fachhochschule® nicht den
Anforderungen an einen fur eine Laufbahn des ho-
heren Dienstes geeigneten Studiengang rein wis-
senschaftlicher Ausrichtung (dabei kommt den
Fachhochschulen eine starker anwendungs-
orientierte Komponente, den Universitaten eine eher
tiefgehende erkenntnisorientierte Theorie-
komponente zu). Selbst ein an einer wissenschaftli-
chen Hochschule erworbener Bachelor- oder
Masterabschluss sagt generell noch nichts dartber
aus, ob er den Anforderungen an eine Laufbahn des
héheren Dienstes nach MaBgabe der jeweiligen
laufbahnrechtlichen Bestimmungen gendgt. Dies
ware jeweils im Einzelfall zu prafen.

Der AK-BR hat in der Folge stets unter Beteili-
gung Hamburgs die Positionen des Bundes und
der Lander beraten und am 29. Mai 2001 hierzu
ein Gesprach mit einem KMK-Vertreter geflihrt.
Insbesondere unter der Annahme, dass nur der
geringere Teil der kiinftigen Bachelor- und Master-
Absolventen fur eine Beschéftigung im 6ffentlichen
Dienst in Betracht kommt, wurde dabei auch die
Grundfrage gestellt, warum der 6ffentliche Dienst
bei der Bestimmung von Qualitdtsmerkmalen von
Hochschulabschlissen im Rahmen ihrer Einord-
nung in den Arbeitsmarkt sozusagen eine Vorreiter-
rolle einnehmen solle. Der KMK-Vertreter duBerte
hierzu, dass gerade den 6ffentlichen Dienst eine ge-
sellschaftliche Verpflichtung tréfe, und seine auf eine
differenzierte Zuordnung beruflicher Qualifikationen
ausgerichteten Laufbahn- und Tarifsysteme auch
auBerhalb des o&ffentlichen Dienstes eine
Orientierungsfunktion hétten.

Auf der Grundlage seiner nachfolgenden Beratun-
gen hat der AK-BR einen Beschluss zur laufbahn-
rechtlichen Einordnung der neuen Bildungsab-
schlUsse gefasst, nach dem die Bachelorabschllsse
von Fachhochschulen und Universitdten dem ge-
hobenen Dienst zugeordnet werden sollen. Hinsicht-
lich der Masterabschlisse wurde differenziert:
Masterabschlisse der Universitaten sollen den Zu-
gang zum hdéheren Dienst eréffnen, Masterab-
schllsse an Fachhochschulen lediglich den zum ge-
hobenen Dienst. Der AK-BR hat sich aber auch dafur
ausgesprochen, dass nach Ablauf der Erprobungs-
phase der neuen Studienabschlisse gepruft wer-
den kann, ob einzelne Studiengange danach eine
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andere Zuordnung erfordern, d.h., also auch dem
héheren Dienst zugeordnet werden kénnen. Im Vor-
dergrund der Beratungen des AK-BR stand der Ver-
such, auf der Grundlage der von der KMK vorge-
schlagenen pauschalen Zuordnung, ein generelles
Schema zur laufbahnrechtlichen Zuordnung der ein-
zelnen Studienabschllisse zu entwickeln. Diesen
Beschluss hat der AK-BR dem Arbeitskreis VI der
IMK zugeleitet, der der IMK diesen Beschluss im
Wesentlichen zur Ubernahme empfohlen hat. Nach
Bekanntwerden dieses Beschlussvorschlages, der
dem Beschluss der KMK nur teilweise Rechnung
tragt, wurde seitens der KMK auf eine Vertagung der
Angelegenheit in der Innenministerkonferenz hin-
gewirkt, um durch weitere Gesprache eine einver-
nehmliche Lésung herbeizuflhren.

Position der Dienstrechtsseite

Die relative Zuruckhaltung der Dienstrechtler ge-
genuber den Forderungen der KMK erklart sich nicht
zuletzt aus den auf Verfassungsrang beruhenden

hergebrachten Grundsatzen des

Berufsbeamtentums (Art. 33 Abs. 5 GG). Zu die-

sen hergebrachten und gerade das Laufbahn-

recht prdgenden Grundséatzen gehdéren u.a. das

Leistungsprinzip (Art. 33 Abs. 2 GG) und der

Laufbahngrundsatz, der sich in den Regelungen

des BRRG widerspiegelt. Eine zentrale Forderung
des BRRG ist dabei, dass die Bildungsvorausset-
zungen geeignet sein mussen, in Verbindung mit
der fur die Laufbahn vorgeschriebenen berufs-
praktischen Ausbildung oder Tétigkeit die Anforde-
rungen der Befdhigung fur die Laufbahn zu erflllen.

Die Dienstrechtsseite hélt es daher gegenwértig
nicht fir angezeigt, das auf Verfassungsrang beru-
hende Laufbahnrecht kurzfristig und vor allen Din-
gen pauschal an Regelungen auBerhalb des Dienst-
rechts, denen (zurzeit*) noch Erprobungscharakter
zuzumessen ist, anzupassen. Soweit die Kultusseite
an dieser Stelle den Vorwurf erhebt, die Dienstrechts-
seite hatte eine der Forderung der KMK nicht ge-
méBe und daher in der Sache unhaltbare Entschei-
dung getroffen, so verkennt sie hier offenbar den
zwingenden Zusammenhang zwischen den
verfassungsrechtlichen Grundsétzen des Art. 33 GG
und der Ausgestaltung des 6ffentlichen Dienst-
rechts. Das Laufbahnrecht besitzt bereits heute ge-
nugend Flexibilitdt, um zumindest in der
Erprobungsphase der neuen Studienabschlisse im
Einzelfall sachgerechte Entscheidungen treffen zu
kénnen.

Im Ubrigen werden die Anforderungen an die Qua-
litdt der Nachwuchskréfte fur den héheren Dienst
herkdbmmlich durch die Bedarfstrager bestimmt,
grds. nicht durch diejenigen, die die notwendige
(Vor)Bildung vermitteln. Entsprechend ist es auch
Sache der Dienstherren darUber zu entscheiden, ob
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ein Abschluss den Zugang zu einer Laufbahn des
héheren Dienstes erdffnet oder nicht. Im Hinblick
auf das Interesse der Dienstherrn durfen dahinge-
hende Aussagen aber nur getroffen werden, wenn
es eine hinreichende Sicherheit gibt, dass Master-
abschlisse an Fachhochschulen generell so gestal-
tet sind, dass sie i.V.m. dem anschlieBenden praxis-
bezogenen Vorbereitungsdienst die Laufbahn-
beféhigung fur den héheren Dienst vermitteln. Da
die ,Dienstrechtsseite” aber bislang weder in die
Verfahren zur Einrichtung entsprechender Studien-
gange und in Akkreditierungsverfahren eingebun-
den war noch auf der Basis des geltenden
Hochschulrechts vermittelt werden konnte, dass
zwischen den Ausbildungen an (wissenschattlichen)
Hochschulen und Fachhochschulen keine Unter-
schiede mehr bestehen, wére eine allgemeine An-
erkennung von Masterabschlissen an Fachhoch-
schulen als Zugangsvoraussetzung fur den héhe-
ren Dienst ein nicht verantwortbarer Blankoscheck
der ,Dienstrechtler®.

Aktueller Diskussionsstand

Dienstrechts- und Kultusseite haben in den letz-
ten Wochen in mehreren (gemeinsamen und ge-
trennten) Gespréachsrunden nach Wegen gesucht,
die den Vorstellungen beider Seiten mdglichst nahe
kommen. Ein zentrales Anliegen der Dienstrechts-
seite ist dabei, in die Akkreditierungsverfahren der
einzelnen Studiengange einbezogen zu werden.

Diese Forderung wird nicht nur unter den oben
naher beschriebenen ,praktischen“ Gesichtspunk-
ten erhoben, vielmehr entspricht sie auch den bis-
herigen ,Angeboten® der Kultusseite. So fuhrt die
KMK in ihrem Beschluss vom 3.12.1998 zur Einfuh-
rung eines Akkreditierungsverfahrens fur die neuen
Studiengénge u.a. aus: ,Die Akkreditierung erfolgt
im wesentlichen durch ,peer review*“, wobei die Be-
teiligung der Berufspraxis an der Begutachtung
unverzichtbar ist.“ In dem o.g. Beschluss vom
14.4.2000 wird u.a. ausgefiihrt: ,Die Offnung der
Laufbahnen des 6ffentlichen Dienstes fur das neue
gestufte Studiengangsystem ist somit eine Verpflich-
tung und eine gemeinsame Aufgabe der zustandi-
gen Ressorts von Bund und Landern.*

Vor diesem Hintergrund, aber auch wegen der
oben bereits genannten ,gesellschaftlichen Ver-
pflichtung des 6ffentlichen Dienstes“ und seiner
auch nach AuBen wirkenden ,,Orientierungsfunktion®
wird die Beteiligung der fUr das Dienstrecht zustan-
digen Behdrden am Akkreditierungsverfahren fur
unverzichtbar gehalten.

In der innerhamburgischen Diskussion hatte die
Behdrde fur Wissenschaft und Forschung geduBert,
.Laufbahnrechts- und Wissenschaftsseite
Hamburgs sollten friihzeitig eine Uberzeugende ge-
meinsame Position in der Sache entwickeln®, die als
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Hamburger Stimme in die wieder entfachte Uberre-
gionale Diskussion eingebracht werden kénne. Dem
war vorbehaltlos zuzustimmen. Sie griff sodann ei-
nen Vorschlag aus Rheinland-Pfalz auf, der vorsah,
dass nur Absolventen akkreditierter Fach-
hochschul(FH)-Masterstudiengénge direkten Zu-
gang zum héheren Dienst haben sollten, wahrend
nicht-akkreditierte FH-Masterstudiengédnge dem
gehobenen Dienst zugeordnet seien.

Letztendlich geht es aber der Dienstrechtsseite
nicht lediglich darum, nur Absolventen akkreditier-
ter FH-Masterstudiengénge den Zugang zum héhe-
ren Dienst zu ermdglichen, vielmehr ist die aktive
Mitwirkung des 6ffentlichen Dienstes, also der fur
das Dienstrecht zustédndigen Stellen, im
Akkreditierungsverfahren eine zentrale Forderung.
Entsprechendes enthalt ein neuerlicher Vorschlag,
den nun der AK-BR dem Arbeitskreis VI der Innen-
ministerkonferenz zugeleitet hat. Dieser Vorschlag
enthélt zugleich Leitsatze fur ein Anforderungsprofil
fur Laufbahnen des héheren Dienstes sowie allge-
meine wie auch studiengangbezogene Kriterien, die
an ein auf den Zugang zum héheren Dienst ausge-
richtetes wissenschaftliches Studium zu stellen sind.

Auch die Finanzministerkonferenz hat sich wegen
maoéglicher finanzwirtschaftlicher Risiken bei
Durchsetzung des KMK-Beschlusses bereits Mitte
Februar 2002 mit diesem Thema befasst. Sie hat
zundchst die Arbeitsgruppe ,,Bildungsfinanzen“ der
Finanzministerien der Lander beauftragt, ihr zu dem
Thema ,Laufbahnrechtliche bzw. tarifrechtliche Zu-
ordnung der Bachelor- und Master-Abschlisse an
Universitaten und Fachhochschulen® rechtzeitig zu
ihrer Frahjahrssitzung einen Bericht vorzulegen. Er-
gebnisse sind hier bislang nicht bekannt.

Der Ausgang der Diskussionen Uber die Zuord-
nung der FH-Masterstudiengdnge zum gehobenen
oder zum héheren Dienst in den Frihjahrssitzungen
der entscheidenden Gremien darf also mit Span-
nung erwartet werden.

1 vgl. auch Bundestags-Drs. 13/8796

2 vgl. § 1 HmbHG

§ 4 Abs. 2 Hamburgisches Hochschulgesetz lautet: ,Die

Hochschule fir angewandte Wissenschaften Hamburg ver-

mittelt eine Ausbildung auf wissenschaftlicher oder kunst-

lerischer Grundlage. Ziel der Ausbildung ist die Vorberei-

tung auf berufliche Téatigkeitsfelder, die die selbstandige An-

wendung wissenschaftlicher Methoden und Erkenntnisse

oder die Fahigkeit zu kunstlerischer Gestaltung erfordern.

Die Hochschule nimmt praxisnahe Forschungs- und

Entwicklungsaufgaben wahr.*

4 Im Rahmen des Entwurfs eines Sechsten Gesetzes zur An-
derung des HRG wird derzeit angestrebt, den Probestatus
der neuen Studiengénge aufzuheben

w
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Kurznachrichten

Tagung des ,,Gesprachsforums Personalmanagement*

Am 21. Méarz haben sich die Leiterinnen und Lei-
ter der Allgemeinen Verwaltung der Behérden und
Amter zum Gesprachsforum Personalmanagement
im Rathaus zusammen gefunden. Nach der Eroff-
nung durch den Staatsrat des Personalamtes, Herrn
Dr. Schén, diskutierte das Gremium die zukUnftige
Ausrichtung eines ganzheitlichen Personal-
managementansatzes fur die hamburgische Verwal-
tung.

Im Mittelpunkt der Beratungen standen bei den
diesjahrigen Beratungen zwei Themen: Zum Stich-
wort ,,Personalplanung® diskutierten die Teilnehmer-
innen und Teilnehmer die strategischen Erfordernis-
se einer vorausschauenden Personalpolitik: In
Hamburg werden in den kommenden 10 Jahren
voraussichtlich 27.000 Personen altersbedingt aus
dem o6ffentlichen Dienst der Freien und Hansestadt
ausscheiden. Diese Entwicklung trifft auf einen de-

Petra Lotzkat, Personalamt

mografischen Wandel in der Gesamtbevdlkerung.
In Zukunft werden dem norddeutschen Arbeitsmarkt
deutlich weniger erwerbsfahige Personen zur Ver-
fugung stehen, so dass es bereits schon heute gilt,
vorsorgende MaBnahmen zu treffen.

Hiermit in einem engen Zusammenhang stand das
zweite Mittelpunktthema - Personalsteuerung und
Mobilitatsférderung. Beraten wurde, welche M&g-
lichkeiten bestehen, den internen Arbeitsmarkt der
hamburgischen Verwaltung transparenter zu gestal-
ten und zugleich Steuerungsmechanismen fir eine
gezielte Entwicklung von (zukunftigen) FUhrungs-
kréften zu verankern. In diesem Zusammenhang
wurde unter anderem vorgeschlagen, die Aus-
schreibungspflichten auszuweiten und die Méglich-
keiten zu schaffen, potentielle Fihrungskréfte in
Personalauswahlverfahren gezielt einbringen zu
kénnen.

Neue Leiterin der Abteilung ,Personalmanagement” (P3) im Personalamt

Zum 15. April 2002 ist die Leitung

Redaktion

Erfahrungen in der Verwaltung er-

des Personalamtes wieder vollstan-
dig besetzt: Frau Angelika Grubert
Ubernimmt die Leitung der Abtei-
lung Personalmanagement und
zugleich die Funktion der stellver-
tretenden Leiterin des Personal-
amtes.

Frau Grubert wurde Anfang des
Jahres auf der Basis eines
Assessmentcenters fur diese Posi-
tion ausgewahlt. Sie hat nach einer
Karriere als Richterin als Ab-
teilungsleiterin in der Justizbehérde
und als Justizmanagerin des Han-
seatischen Oberlandesgerichtes
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worben und konkrete Vorstellun-
gen hinsichtlich ihres zukunftigen
Aufgabengebietes gebildet.

Frau Grubert tritt die Nachfolge
von Frau Maria Maderyc an, die
seit Mitte November 2001 die Lei-
tung des Amtes flr Soziales und
Rehabilitation in der Behdrde flr
Soziales und Familie ubernom-
men hat.

Das Redaktionsteam von
blickpunkt personal wiinscht Frau
Grubert einen erfolgreichen Start
in ihre neue Aufgabe.
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Spezielle Seminare fur Halbtagskrafte

Der Zentralen Fortbildung ist es ein standiges An-
liegen, sich weiterhin auf die individuellen Beduirf-
nisse der Beschéaftigten einzustellen und ihr
Seminarprogramm daraufhin zu erweitern. Aus die-
sem Grunde haben wir zum ersten Mal ein Seminar
fur Halbtagskrafte angeboten, das einmal wéchent-
lich vormittags im Personalamt stattfindet.

Starttermin war der 08. April 2002. Das Thema des
Seminars lautet ,,Konflikt- und Selbstbehauptungs-
training fur Halbtagskrafte®.

Gaby Bettin, Personalamt

Die Resonanz der Beschétftigten auf dieses An-
gebot der Zentralen Fortbildung war so grof3, dass
fur den ersten Termin nicht alle Interessentinnen und
Interessenten berlcksichtigt werden konnten. Zur
Zeit finden daher im Personalamt Gesprache Utber
weitere Seminarangebote fur Halbtagskrafte statt.

Sollten Sie Fragen zu dieser speziellen Fortbildung
haben, wenden Sie sich bitte an das

Personalamt, Zentrale Fortbildung (P 30), - Gaby
Bettin - Telefonnummer 428 31 - 15 33

Mobilitatsbiro: Kompaktkurse werden fortgesetzt

Die im Jahr 2001 in enger Zusammenarbeit zwi-
schen der Verwaltungsschule und dem Personal-
amt entwickelten zweimonatigen Kompaktkurse fur
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ohne Verwaltungs-
ausbildung (sog. Seiteneinsteiger) werden in die-
sem Jahr mit zwei weiteren Qualifizierungs-
maBnahmen fortgesetzt.

Die Kurse vermitteln in 240 Unterrichtsstunden
vertiefte Kenntnisse auf den Gebieten Wirtschaft/Fi-
nanzen, Haushaltsrecht, Kosten- und Leistungs-
rechnung, Recht, Verwaltungsrecht/Verwaltungs-
verfahren, Aufbau der hamburgischen Verwaltung
sowie Behordenschriftverkehr. Die im Verlauf der
Kurse eingebauten Lernkontrollen bieten sowohl far
Teilnehmerinnen und Teilnehmer als auch fir Lehr-
krafte die Moéglichkeit der Uberpriifung der Lehr-
inhalte und wie diese von den Kursteilnehmern auf-
genommen und verarbeitet werden. Nach erfolgrei-

Gerd Hoffmann, Personalamt, Mobilitatsbiro

chem Abschluss der Kurse erhalten die Teilnehmer-
innen und Teilnehmer eine qualifizierte Teilnahme-
bescheinigung.

Der erste der beiden Kompaktkurse beginnt am
13. Mai und dauert bis zum 5. Juli 2002; der zweite
Kurs ist in der Zeit vom 28. Oktober bis 20. Dezem-
ber 2002 vorgesehen. Der Unterricht durch die qua-
lifizierten Lehrkréafte der Verwaltungsschule erfolgt
in Ganztagesform von 8.00 bis 13.20 Uhr; die Nach-
mittage sollen zur Nacharbeitung des umfangrei-
chen Unterrichtsstoffs dienen. Meldungen flr die
Teilnahme an diesen Kursen nehmen die Personal-
abteilungen, die Personalentwicklerinnen und —
entwickler und die Ansprechpartnerinnen und —
partner des Mobilitatsburos im Personalamt
entgegen. Fir weitere Ausklnfte steht das
Mobilitatsburo unter Telefon 428 31-1430 (Gerd Hoff-
mann) zur Verfigung.

forum befassen.
Das Redaktionsteam

Schwerpunktthemen der kommenden Ausgaben von
blickpunkt personal

blickpunkt personal wird in der Ausgabe 3/2002 die wichtigsten Ergebnisse des Personalberichtes 2002
vorstellen. AuBerdem wird sich ein Sonderheft mit dem am 9. April 2002 stattgefundenen ,Zweiten Personal-
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Neue Publikation: Gesundheitsmanagement als Beitrag zur Modernisierung

Ein bisschen Riickenschule reicht nicht - Ansét-

ze fir ein systematisches Gesundheits-
management in einer neuen Dokumentation der
Landesunfallkasse und des Arbeitsmedizinischen
Dienstes

,Gesundheitsmanagement als Beitrag zur
Modernisierung® lautet der Titel einer Tagungs-
dokumentation, die die Landesunfallkasse (LUK)
Hamburg und der Arbeitsmedizinische Dienst der
Freien und Hansestadt Hamburg (AMD) jetzt verdf-
fentlicht haben. Die Dokumentation enthélt alle Bei-
trdge zu der gleichnamigen Tagung fur FUhrungs-
krafte, die der Arbeitsmedizinische Dienst aus An-
lass seines zehnjahrigen Jubildums zusammen mit
der LUK Hamburg im Dezember 2000 veranstaltet
hatte. Gesundheitsmanagement muss Bestandteil
des Personalmanagements in Unternehmen und Be-
hérden sein. Es reicht nicht, hier und da einen
Gesundheitszirkel einzurichten. Gesundheits-
management braucht aber auch Controlling,” lau-
tete das Fazit der Tagung. Oder, wie Wolfgang Prill,
ehemaliger Staatsrat des Personalamtes, in seinem
Beitrag feststellt: ,Wir brauchen ein Personal- und
Gesundheitsmanagement aus einem Guss."

Wie Prill haben alle Tagungsteilnehmer ihre An-
satze und Erfahrungen zum Thema ,,Gesundheits-
management® in der Dokumentation veréffentlicht:
Professor Bernhard Badura, Arbeitswissenschaftler
an der Universitat Bielefeld, Professor Christof
Zangemeister, Unternehmensberater, Thomas
Schréder-Kamprad, Geschaftsfuhrer der LUK
Hamburg und Winfried Schwehn, Personalleiter im
Werk Hamburg der DaimlerChrysler AG. Dokumen-
tiert ist ebenfalls die abschlieBende Podiumsdiskus-
sion unter der Moderation von Dr. Volker Bonorden,
Leiter des Personalamts der Freien und Hansestadt
Hamburg.

Aus dem Inhalt:

Wolfgang Prill und Thomas Schréder-Kamprad
umreiBen in ihren Beitrdgen die Probleme, vor de-
nen das Personal- und Gesundheitsmanagement im
6ffentlichen Dienst der Freien und Hansestadt
Hamburg heute steht: Das Durchschnittsalter der
Beschéftigten ist mit knapp unter flnfzig Jahren
hoch, Fehlzeiten sind im Durchschnitt héher als in
Unternehmen der freien Wirtschaft, die Arbeitsbe-
lastung steigt, da die Ressourcen der 6ffentlichen
Verwaltung knapper werden. Wolfgang Prill fihrt
dazu aus, dass der Senat der Freien und Hanse-
stadt Hamburg beschlossen hat, das Gesundheits-
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Klaudia Gottheit, Landesunfallkasse Hamburg

management als integralen Bestandteil in eine ge-
schlossene Personalmanagementstrategie aufzu-
nehmen. (Senatsdrucksache vom Juni 2000) Ein
vom Personalamt erarbeitetes Personalberichts-
wesen soll als Controlling-Instrument dienen.

Thomas Schréder-Kamprad stellt das Angebot der
Landesunfallkasse fir die Beschéftigten in den Ver-
waltungen und 6ffentlichen Unternehmen der Frei-
en und Hansestadt Hamburg vor. Als
Unfallversicherungstrager der Stadt hat die LUK
Hamburg einen gesetzlichen Uberwachungsauftrag
fur die bei ihr versicherten Mitgliedsbetriebe. Dieser
Auftrag wird jedoch nicht ,hoheitlich® ausgefthrt.
Vielmehr bietet die Landesunfallkasse fur jeden Be-
trieb passende Lésungen an, wie die Arbeit
gesunder und sicherer gemacht werden kann. Die
Préaventionsarbeit reicht bis hin zu mehrjahrigen Pro-
jekten wie dem Projekt ,,Rickengerechter Patienten-
transfer” fUr das Pflegepersonal im UKE.

Das Hamburger Werk der DaimlerChrysler AG hat
die Gesundheit und die Gesundheitsvorsorge fur die
Mitarbeiter in seiner Unternehmensstrategie veran-
kert. Das Unternehmen hat ein ganzes Paket von
miteinander verbundenen |Initiativen zur
Gesundheitsférderung geschnurt, das Personallei-
ter Winfried Schwehn vorstellt. Problematisch wa-
ren die Fehlzeiten bei den Arbeitern. Dagegen wur-
de eine ,Initiativgruppe Fehlzeiten® eingerichtet, die
es geschafft hat, die Fehlzeitenquote von ehemals
13,8 auf 5,2 Prozent zu senken. Wichtig sei, dass
Vorgesetzte und Mitarbeiter auf Dauer im Dialog
miteinander sind, so Schwehn.

Dass ,Insellésungen® im Sinne von ,hier ein
bisschen Rulckenschule, dort ein Entspannungs-
kurs“ auf Dauer nichts bringen, erlautert der
Bielefelder Professor Bernhard Badura. Einzel-
maBnahmen mussten zu einem Programm
miteinander verbunden sein, das im Betrieb fest ver-
ankert sei. Der Nutzen von Gesundheitsférderung
liege nicht nur in einer Kosten sparenden Verringe-
rung der Fehlzeiten, sondern auch in einem positi-
ven Einfluss auf die Leistungsfahigkeit und Motiva-
tion der Beschaftigten. Das wiederum verbessere
die Qualitat der Arbeitsprozesse und Produkte. Wie
man den Nutzen von Gesundheitsmanagement im
Betrieb messen kann, stellt der Unternehmensbe-
rater Christof Zangemeister mit seinem Modell zur
»Kosten- und Wirksamkeits-Analyse im Arbeits- und
Gesundheitsschutz“ vor. Mehrexemplare kénnen
kostenlos bei der Landesunfallkasse unter Telefon
040/271 53 403 oder beim AMD bezogen werden.

39



Impressum

Herausgeber:

Dr. Volker Bonorden

Senat der Freien und Hansestadt Hamburg
Personalamt

Steckelhérn 12

20457 Hamburg

Telefon: (040) 428 31- 14 10
Telefax: (040) 428 31- 22 26

Redaktion und Druckvorbereitung:

Petra Lotzkat (verantwortliche Redakteurin)
Volker Wiedemann

Bettina Weisschnur

E-mail:
Volker.Wiedemann@Personalamt.Hamburg.de

Druck:
Grindeldruck GmbH
Grindelberg 13 - 17
20144 Hamburg

Auflage:
2.000 Stuck

Ausgabe:
6. Jahrgang, April 2002

Erscheinungsweise:
vierteljahrlich

Namentlich gekennzeichnete Beitrdge geben nicht
unbedingt die Meinung des Herausgebers oder der
Redaktion wieder.

Der Inhalt dieser Ausgabe ersetzt keine offiziellen
Rundschreiben des Personalamtes.

40

Anmerkung zur Verteilung:

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit des
Senats der Freien und Hansestadt Hamburg herausgegeben. Sie
darf weder von Parteien noch von Wahlbewerbern oder Wahlhel-
fern wahrend eines Wahlkampfes zur Wahlwerbung verwendet
werden. Dies gilt fur Burgerschafts- und Bundestagswahlen so-
wie fur Wahlen zur Bezirksversammlung. MiBbrauchlich ist ins-
besondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informati-
onsstanden der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder
Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Un-
tersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zweck der
Wahlwerbung.

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf
die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als
Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer
Gruppen verstanden werden konnte.

Die genannten Beschrankungen gelten unabhéngig davon, wann,
auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Druckschrift dem
Empfanger zugegangen ist.

Den Parteien ist es jedoch gestattet, die Druckschrift zur Unter-
richtung ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden.

blickpunkt personal 2/2002



Buebiyer "9 ‘200g/g leuosiad pundyoiq



	Editorial
	Gesundheitsmanagement in der hamburgischen Verwaltung
	Inhalt
	Aus dem Personalamt
	Zwischenbericht zu Abwesenheiten in der hamburgischen Verwaltung im Zeitraum vom 1.1.2001 bis 30.9.2001
	Schwerpunktthema: Betriebliche Gesundheitsförderung
	Betriebliche Gesundheitsförderung in der hamburgischen Verwaltung
	Einführung eines Gesundheitsmanagements im Bezirksamt Bergedorf
	Betriebliche Gesundheitsförderung in der Behörde für Soziales und Familie
	Gesundheitsförderung in einer Dienststelle
	Gemeinsam sind wir stärker ... - Teamentwicklung in der Behörde für Soziales und Familie
	Zwanzig Minuten für Ihre Gesundheit – Bewegungspause im Personalamt
	Aktionstag bei der Justizbehörde
	Hamburger Gesundheitspreis 2001 Qualität als Schlüssel zum Erfolg – auch in der betrieblichen Gesundheitsförderung !
	Gesundheit hat einen Preis - Bezirksamt Harburg gewinnt Wettbewerb
	Der Gutachter, das Gedächtnis der Gesundheitsförderung
	Die Gesundheitslotsen der Beratungsstelle Gesundheit
	Zufriedene Mitarbeiter sind weniger krank
	„Gesundheitsförderung in der Arbeitswelt“ – ein Forschungsschwerpunkt an der Fakultät für Gesundheitswissenschaften der Universität Bielefeld
	Aus dem öffentlichen Dienst
	Laufbahnrechtliche Zuordnung der neuen Hochschulabschlüsse Bachelor und Master
	Kurznachrichten
	Tagung des „Gesprächsforums Personalmanagement“
	Neue Leiterin der Abteilung „Personalmanagement“ (P3) im Personalamt
	Spezielle Seminare für Halbtagskräfte
	Mobilitätsbüro: Kompaktkurse werden fortgesetzt
	Neue Publikation: Gesundheitsmanagement als Beitrag zur Modernisierung
	Impressum



